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1. Einleitung 

 

„Jeder hat das Recht auf körperliche Unversehrtheit und Freiheit. Die Freiheit der Person ist 

unverletzlich“ (Art.2 GG).  

Doch wie verhält sich dieser rechtliche Grundsatz mit der geschlossenen Unterbringung im 

Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe? Wird die Freiheit dieser jungen Menschen durch die 

geschlossene Unterbringung tatsächlich eingeschränkt oder ermöglicht sie diesen jungen Men-

schen gerade erst ein selbstbestimmtes und freies Leben?  

In Hamburg beispielsweise wurde im Jahr 2003 das sogenannte geschlossene Heim in der Feu-

erbergstraße für Kinder und Jugendliche eröffnet. Der damals regierende CDU/FDP/Schill Se-

nat möchte mit der Eröffnung dieser geschlossenen Jugendhilfeeinrichtung der Intensivstraffäl-

ligkeit von jungen Menschen entgegenwirken (Schirg 2013). Im Jahr 2008 wurde die geschlos-

sene Jugendhilfeeinrichtung jedoch aufgrund unterschiedlicher skandalöser Inhalte, wie zum 

Beispiel Zwangsmaßnahmen seitens der Mitarbeitenden gegenüber den Jugendlichen geschlos-

sen (Nording 2005). 

Aktuell plant die Hansestadt Hamburg die Eröffnung eines Kinderheims im Stadtteil Groß 

Borstel. Dies sei laut Aussagen des Senats jedoch keine geschlossene Einrichtung, sondern ver-

füge ausschließlich über eine geschlossene Abteilung im Rahmen einer Clearingphase. Kritiker 

sehen diesbezüglich jedoch Parallelen zu dem umstrittenen Phasen- oder Stufenmodell (Kutter 

2023). In der gesamten Bundesrepublik Deutschland gibt es zurzeit dreizehn geschlossene Ein-

richtungen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe (Arbeitskreis GU14plus o.J). 

Die vorliegende Bachelorarbeit beschäftigt sich mit dem Thema der geschlossenen Unterbrin-

gung. Es sollen unterschiedliche Sichtweisen herausgearbeitet werden, die einen Überblick 

über befürwortende und kritische Argumente ermöglichen. Um einen aktuellen und realen Pra-

xisbezug in dieser Arbeit herstellen zu können, soll sich in dieser Arbeit jedoch nicht mit der 

geschlossenen Jugendhilfeeinrichtung „Feuerbergstraße“ in Hamburg befasst, sondern eine ge-

schlossene Jugendhilfeeinrichtung im Bundesland Niedersachsen forciert werden. Zum Ende 

dieser Arbeit soll die Einstiegsfrage, inwieweit geschlossene Jugendhilfeeinrichtungen die Frei-

heit von jungen Menschen einschränken, beantwortet werden.  

Aus Gründen der Lesbarkeit wird in dieser Arbeit das generische Maskulinum verwendet.  
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2. Die geschlossene Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe – Daten und Fakten 

 

Im Folgenden soll die geschlossene Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe vorgestellt 

werden. Es soll dabei auf theoretische Grundlagen zu diesem Thema Bezug genommen werden, 

welche die geschlossene Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe erläutern. 

 

2.1 Begriffserklärung  

 

Mit geschlossener Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe ist die Unterbringung von 

größtenteils strafunmündigen Kindern in eine geschlossene Einrichtung gemeint. Diese ge-

schlossene Unterbringung erfolgt auf der Grundlage pädagogischer Expertise. Die geschlossene 

Unterbringung ist durch bestimmte Sicherungsvorkehrungen gekennzeichnet, die das wider-

rechtliche Verlassen einer geschlossenen Einrichtung verhindern oder in jedem Fall erschweren 

sollen. Mithilfe dieser Sicherheitsvorkehrungen soll die pädagogische und therapeutische Ar-

beit mit den jungen Klienten sichergestellt werden (vgl. Lindenberg 2010 S.557; ind. zit. n. 

Wolffersdorff/Sprau-Kuhlen 1990, S.22). Folglich wird durch die geschlossene Unterbringung 

die Freiheit der jungen Menschen eingeschränkt. Ein Freiheitsentzug impliziert unterschiedli-

che Kriterien, die nachfolgend dargestellt werden sollen. Ein Freiheitsentzug existiert immer 

dann, wenn die persönliche Freiheit von jungen Menschen gegen ihren Willen eingeschränkt 

wird sowie, wenn Kinder- und Jugendliche in einer bestimmten Räumlichkeit festgehalten wer-

den. Darüber hinaus kann von einem Freiheitsentzug die Rede sein, wenn der Aufenthalt der 

jungen Menschen kontinuierlich überwacht wird und der Kontakt zu Personen außerhalb dieses 

Aufenthaltsort untersagt wird. Ein letztes Kriterium, welches den Freiheitsentzug charakteri-

siert, ist die Überschreitung der Intensität und Dauer des geschlossenen Aufenthalts gemessen 

an den altersentsprechenden Normen (vgl. Lindenberg 2010, S. 557). 

Die Geschlossenheit kann nicht als pädagogisches Konzept betitelt werden, vielmehr handelt 

es sich dabei um eine Faktizität, die in den Institutionen unterschiedlich ausgestaltet wird (vgl. 

Oelkers, Feldhaus, Gaßmöller 2013, S. 168; ind. zit. n. Pankofer 1994, S.53). So arbeiten einige 

Einrichtungen mit einer vollumfänglichen Geschlossenheit, andere wiederum mit einer sukzes-

siven Öffnung, welche eine Verhaltensanpassung der jungen Menschen voraussetzt. Die Ge-

meinsamkeit von fast allen geschlossenen Einrichtungen ist die Arbeit mit sogenannten Stufen-
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plänen. Diese sollen durch Belohnungsmaßnahmen dazu verhelfen, dass unerwünschtes Ver-

halten reduziert und erwünschtes Verhalten potenziert wird (Oelkers, Feldhaus, Gaßmöller 

2013, S. 168 f.). 

Durch die Arbeit mit Stufenplänen haben die Kinder und Jugendlichen die Möglichkeit von 

einer Stufe in die nächsthöhere Stufe aufzusteigen. Mit jedem Aufstieg in die nächsthöhere 

Stufe sind im Regelfall einerseits mehr Freiheiten für die jungen Menschen verbunden und an-

dererseits höhere Anforderungen. Durch die Arbeit mit Stufenplänen sollen Regeln und Anfor-

derungen, die an die jungen Menschen gestellt werden, transparent gestaltet werden. Ein Auf-

stieg in eine höhere Stufe impliziert immer auch das Beachten und Einhalten der vorgegebenen 

Regeln und Normen. Die Abstufung in eine niedrigere Stufe erfolgt immer dann, wenn die 

Kinder und Jugendlichen sich nicht normkonform verhalten haben. Im Gegensatz zu den Ver-

stärkerplänen stellt sich in der Arbeit mit Stufenplänen eine direkte Konsequenz für die be-

troffenen jungen Menschen ein. Im Rahmen der Arbeit mit Stufenplänen stellt der Anreiz für 

normkonformes Verhalten den Zugewinn von Freiheiten für die betroffenen Kinder und Ju-

gendlichen dar. Diese Freiheiten sind Kindern und Jugendlichen, welche nicht in Einrichtungen 

der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht sind, bereits vertraut (Engelbracht 2021, S. 196). 

Stufenpläne können als pädagogische Maßnahme beschreiben werden, welche im Rahmen der 

Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere im Bereich der Intensivpädagogik, zum Einsatz kom-

men. Gemeinsam mit den sogenannten Verstärkerplänen lassen sie sich den Erziehungsplänen 

zuordnen. Erziehungspläne zielen darauf ab, die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 

positiv zu beeinflussen. Durch die Arbeit mit Erziehungsplänen soll normkonformes Verhalten 

bei den Kindern und Jugendlichen aktiviert werden. Diese Normen werden im Regelfall von 

den pädagogischen Mitarbeitenden einer jeweiligen Einrichtung festgelegt. Die Kinder und Ju-

gendlichen werden folglich nicht an der Festsetzung der Normen und Regeln partizipiert (En-

gelbracht 2021, S 197). 

 

2.2 Indikatoren für geschlossene Unterbringung 

 

Günder und Nowacki beschreiben ein massiv herausforderndes Verhalten als Indikator für die 

Notwendigkeit einer geschlossenen Unterbringung. Zu diesen abweichenden Verhaltensweisen 

zählen die zwei Autoren ständiges Weglaufen, gravierendes aggressives Verhalten, eine nied-

rige Frustrationstoleranz, die Schulverweigerung, delinquentes Verhalten, starke Selbst- oder 

Fremdgefährdung oder signifikante Probleme beim Eingehen sozialer Beziehungen. Sie spre-

chen in diesem Zusammenhang von einer scheinbaren Unfähigkeit. Diese Verhaltensweisen 
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lassen sich auch der Diagnose Störung des Sozialverhaltens zuordnen. Dabei handelt es sich 

um eine psychische Erkrankung nach dem ICD 10 (vgl. Günder, Nowacki 2020 S.308; ind.zit. 

n. Dilling/Mombour/Schmidt 2015, S.363 ff.).  

 

„Störungen des Sozialverhaltens sind durch ein sich wiederholendes und anhaltendes Muster dissozialen, aggres-

siven und aufsässigen Verhaltens charakterisiert. Dieses Verhalten übersteigt mit seinen gröberen Verletzungen 

die altersentsprechenden sozialen Erwartungen. Es ist also schwerwiegender als gewöhnlicher kindischer Unfug 

oder jugendliche Aufmüpfigkeit“ 

(Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information 2015) 

 

Laut Günder und Nowacki lassen sich die devianten Verhaltensweisen, die bei dieser Diagnose 

relevant sind, auf die Erfahrungen mit der sozialen Umwelt zurückführen (Günder, Nowacki 

2020 S.308). 

Neben den zuvor aufgeführten Indikatoren werden auch junge Menschen in einer geschlossenen 

Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht, die aggressive Verhaltensweisen zei-

gen, schulabsent sind, Kinder und Jugendliche, die unter verschiedenen Persönlichkeitsstörun-

gen leiden oder jene, die an einer Störung des Sozialverhaltens oder des emotionalen Erlebens 

erkrankt sind (Sülzle-Temme 2007 S.72). Darüber hinaus konnte aufgezeigt werden, dass die 

Indikatoren für geschlossene Unterbringung geschlechterspezifisch variieren. So werden bei 

weiblichen Personen eigen- oder fremdverletzendes Verhalten, Störungen des Sozialverhaltens 

und emotionalen Erlebens sowie schwere Anpassungsstörungen als Anlass für den Aufenthalt 

in einer geschlossenen Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe genommen, während bei männ-

lichen Personen eher aggressive Verhaltensweisen, Delinquenz, Leistungsverweigerung sowie 

das Fehlen von Hilfen im offenem Setting ursächlich für die geschlossene Unterbringung sind. 

Es kann angemerkt werden, dass sowohl die betroffenen Jungen, als auch die Mädchen eine 

Persönlichkeitsstörung aufweisen. Diese lässt sich auf eine gravierende Bindungsstörung zu-

rückführen (vgl.Sülzle-Temme 2007 S.73).  

  

2.3 Rechtliche Grundlagen 

 

Damit Kinder und Jugendliche in Deutschland geschlossen untergebracht werden dürfen, be-

darf es bestimmter rechtlicher Voraussetzungen. Diese sollen im Folgenden dargelegt werden. 
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2.3.1 Die Familiengerichtliche Genehmigung gemäß §1631 b BGB 

 

Gemäß des §1631b BGB ist die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen durch ein Fami-

liengericht zu genehmigen. Der Freiheitsentzug ist nur dann zulässig, sofern er dem Kindes-

wohl dienlich ist oder eine akute Eigen- oder Fremdgefährdung vorhanden ist, welche durch 

andere öffentliche Hilfen nicht verhindert werden kann. Sofern keine Genehmigung des Fami-

liengerichts vorliegt, muss diese unverzüglich eingeholt werden. Eine freiheitsentziehende 

Maßnahme darf nur dann ohne Genehmigung des Gerichts eingeleitet werden, wenn davon 

auszugehen ist, dass die Gefahr so akut ist, dass das Warten auf einen Genehmigungsbeschluss 

zu lange wäre (BGB §1631b 1). 

Ebenso muss das Familiengericht bei der Entscheidung von der Vergabe von Medikamenten, 

bei der Anwendung mechanischer Vorrichtungen oder anderen freiheitsentziehenden Maßnah-

men, die Kinder und Jugendliche betreffen, die in Heimen, Krankenhäusern oder anderweitigen 

Einrichtungen untergebracht sind, herangezogen werden (BGB §1631b 2). 

Bevor die geschlossene Unterbringung von Kindern und Jugendlichen realisiert werden kann, 

muss zuvor von den sorgeberechtigten Personen ein Antrag bei dem zuständigen Familienge-

richt gestellt werden. Darüber hinaus muss ein psychiatrisches Gutachten erstellt werden sowie 

die Anhörung des betroffenen jungen Menschen und des Jugendamtes durch das Gericht erfol-

gen. Zudem ist ein gerichtlicher Beschluss essentiell dafür, dass Kinder und Jugendliche ge-

schlossen untergebracht werden dürfen (vgl. Baving/Schmidt 2003, S. 144). 

 

2.3.2 Partizipation der jungen Menschen am Gerichtsverfahren 

 

Es lassen sich unterschiedliche Möglichkeiten aufzeigen, durch welche die jungen Menschen 

am Gerichtsverfahren partizipiert werden sollen. Diese sollen im Folgenden angeführt werden. 

 

2.3.2.1 Bestellung eines Verfahrenspflegers 

 

Gemäß §167 Abs. 1 S.3 FamFG hat das Gericht in Angelegenheiten von Kindschaftssachen 

einen Verfahrensbeistand zu bestellen (§167 Abs. 1 S.3 FamFG). Eine Person, die als Verfah-

rensbeistand geeignet ist, muss in den Bereichen des Familienrechts, des Verfahrensrechts in 

Kindschaftssachen sowie des Kinder- und Jugendhilferechts bewandert sein. Ebenfalls sollte 

sich der Verfahrensbeistand mit entwicklungspsychologischen Themen auskennen sowie Ge-

sprächstechniken beherrschen, die für Kinder und Jugendliche zugänglich sind. Diese Kriterien 
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können von sozialpädagogischem, psychologischem, juristischem oder pädagogischem Fach-

personal erfüllt werden oder durch eine Zusatzqualifikation angestrebt werden. Darüber hinaus 

hat der Verfahrensbeistand dem Gericht gegenüber einen Nachweis zu erbringen, dass er sich 

mindestens alle zwei Jahre fortbildet (§158a Abs. 1 FamFG). Auch in der UN-Kinderrechts-

konvention ist das Recht auf freie Willensbildung von Kindern und Jugendlichen verankert. So 

steht in Artikel 12 Abs. 1 der UN- Kinderrechtskonvention, dass alle Vertragsstaaten den Kin-

dern eine freie Meinungsbildung und -äußerung ermöglichen sowie die Meinung des Kindes 

angemessen und der Reife des Kindes entsprechend berücksichtigen. Der Absatz 2 des Artikels 

12 KRK beschreibt die Pflicht, die Kinder während gerichtlichen Verfahren, die die Kinder 

betreffen, anzuhören oder stellvertretend durch eine geeignete Person oder Institution anhören 

zu lassen (Art. 12 Abs. 2 KRK). 

Ein Verfahrensbeistand arbeitet sowohl mit den Kindern und Jugendlichen, den Personensor-

geberechtigten sowie dem Familiengericht zusammen. Verfahrensbeistände versuchen sich ei-

nen Eindruck der Lebenswelt zu machen, in welcher sich das Kind oder Jugendliche bewegt. 

Zudem unterstützen Verfahrensbeistände die jungen Betroffenen darin, ihre Wünsche und In-

teressen zu erkennen sowie diese zu kommunizieren. Ebenso hat ein Verfahrensbeistand die 

Aufgabe, dem Kind oder Jugendlichen die Inhalte und den Ablauf des Gerichtsverfahrens al-

tersgerecht zu erläutern sowie sie über ihre Rechte und Möglichkeiten im Rahmen des Verfah-

rens zu informieren. Neben der Aufgabe der Vorbereitung auf das Gerichtsverfahren begleiten 

Verfahrensbeistände die Kinder und Jugendlichen auch während der Anhörung. 

In einigen Fällen führen die Verfahrensbeistände auch Gespräche mit den Personensorgebe-

rechtigten und teilen diesen beispielsweise die Wünsche der jungen Betroffenen mit. Hierdurch 

können Verfahrensbeistände als Vermittler zwischen Personensorgeberechtigten und Kindern 

und Jugendlichen fungieren. Darüber hinaus können Verfahrensbeistände den Personensorge-

berechtigten bestimmte Förderungsbedarfe der jungen Menschen aufzeigen. 

Verfahrensbeistände kooperieren insofern mit dem Gericht, indem sie es über ihre Erkenntnisse 

in der Arbeit mit den jungen Betroffenen unterrichten. Sie legen dem Gericht den individuellen 

Willen des Kindes sowie Beobachtungen aus Gesprächen mit den jungen Menschen oder aus 

Interaktionen mit anderen Personen und mögliche Lösungsansätze der Kinder und Jugendlichen 

dar. Eine Stellungnahme der Verfahrensbeistände soll ihre fachliche Einschätzung über eine 

angemessene Lösung im Sinne des Kindeswohl darlegen. Sofern der Kindeswille sich nicht mit 

dem Wohle des Kindes deckt, sind die Verfahrensbeistände dazu angehalten, zu erläutern, wa-

rum sie sich dem Willen des Kindes nicht angeschlossen haben.  
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Während des Verfahrens sind Verfahrensbeistände dazu verpflichtet, an allen gerichtlichen Ter-

minen teilzunehmen und stellvertretend die Interessen des Kindes oder Jugendlichen zu vertre-

ten. Bei Entscheidungen des Gerichts haben Verfahrensbeistände dafür Sorge zu tragen, dass 

die Interessen des Kindes oder Jugendlichen nicht außer Acht gelassen werden (Amtsgericht 

Oldenburg o.J.).  

 

Darüber hinaus hat das Gericht zusätzlich zu den betroffenen jungen Menschen auch die Per-

sonensorgeberechtigten oder die Pflegeeltern anzuhören. Ebenso soll das Jugendamt sich als 

zuständige Behörde im Rahmen des Verfahrens zu dem Sachverhalt äußern (vgl. Hofmann 

2009 S.126). Gemäß § 50 Abs. 1 S.2 Nr.1 SGB VII hat das zuständige Jugendamt die Aufgabe 

in Kindschaftssachen bei Verfahren in Familiensachen oder in Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit mitzuwirken (§ 50 Abs. 1 S.2 Nr.1 SGB VII). In Bezug auf Maßnahmen der 

geschlossenen Unterbringung gemäß §1631b BGB ist das Jugendamt gemäß § 36 Abs. 2 S.2 

SGB VIII gesetzlich verpflichtet dem Gericht den Hilfeplan vorzulegen. Durch die Vorlage des 

Hilfeplanberichts soll die Verhältnismäßigkeitsprüfung der Maßnahme für das Gericht verein-

facht werden (vgl. Janssen 2021, S. 39 f.; ind. zit. n. Deutscher Bundestag 2021, S. 104). 

 

2.3.2.2Bestellung eines Gutachters 

 

Gemäß § 321 Abs. 1 FamFG kann die Maßnahme der geschlossenen Unterbringung erst dann 

vom Gericht stattgegeben werden, wenn zuvor ein Sachverständiger bestellt wurde, welcher ein 

psychiatrisches Gutachten erstellt hat. Durch die Bestellung des Sachverständigen soll die Not-

wendigkeit der Maßnahme eruiert werden. Bei dem Gutachter muss es sich um einen Psychiater 

oder einen Arzt mit Erfahrungen im Bereich Psychiatrie handeln. Der Sachverständige hat den 

Betroffenen persönlich zu befragen und zu untersuchen. Aus dem Gutachten soll hervorgehen, 

wie lange die freiheitsentziehende Maßnahme andauern soll. (§321 Abs. 1 FamFG). Gemäß des 

§167 Abs. 6 FamFG kann die Begutachtung auch durch Psychotherapeuten, Psychologen, Pä-

dagogen oder Sozialpädagogen erfolgen, sofern dieser in Fragen der Heimerziehung bewandert 

ist (§167 Abs. 6 FamFG). Nachdem die rechtlichen Rahmenbedingungen für die geschlossene 

Unterbringung von Kindern und Jugendlichen dargelegt wurden, soll sich nun Bezug auf die 

Grundrechte eines jeden Menschen sowie die Kinderrechte Bezug genommen werden. 

 

 

 



 

8 
 

2.3.2.3 Artikel 2 als Grundrecht 

 

In Artikel 2 Abs. 2 GG steht geschrieben, dass die Freiheit eines jeden Menschen unverletzbar 

ist. 

Diese Freiheit ist in keinem Fall zu verletzen, auch nicht dann, wenn eine Person ihren Willen 

nicht verbal oder gestisch äußern kann (Firsching, Dodegge 2015). Mit dem Freiheitsbegriff im 

rechtlichen Sinne ist gemeint, dass eine Person sich an den Ort begeben kann, wo sie möchte. 

Sie wählt ihren Aufenthaltsort folglich selbst aus und kann diesen auch selbst verändern (vgl. 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 2005). Hierbei ist es irrelevant, ob eine Person 

sich tatsächlich an einen anderen Ort begibt oder nicht, da nicht die tatsächliche, sondern die 

potenzielle Bewegungsfreiheit geschützt wird. Gemäß dieser Definition sind Fixierungen oder 

auch das Verschließen von Türen nicht zulässig (vgl. Bundesgerichtshof 1961).  

Auch in Artikel 104 des Grundgesetzes steht geschrieben, dass die Freiheit eines jeden Men-

schen nur auf Grundlage gesetzlicher Bestimmungen und darin enthaltenden Vorgaben einge-

schränkt werden darf. Ebenso ist darauf zu achten, dass es zu keiner physischen oder seelischen 

Misshandlung gegenüber jenen Personen kommt, die vom Freiheitsentzug betroffen sind. Eine 

mögliche Rechtsgrundlage, die den Freiheitsentzug gewährleistet, ist §42 Abs, 5 SGB VIII. 

Dort steht geschrieben, dass das zuständige Jugendamt dazu verpflichtet ist, ein Kind oder einen 

Jugendlichen in Obhut zu nehmen, sofern eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder 

des Jugendlichen besteht. Freiheitsentziehende Maßnahmen sind ausschließlich dann erlaubt, 

wenn Gefahr für Leib und Leben des Kindes oder Jugendlichen besteht oder eine Gefahr für 

Leib und Leben dritter Personen (Bernzen 2016, S.63). 

 

2.3.2.3 Artikel 1 Grundgesetz 

 

Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 GG besagt, dass die Würde des Menschen unantastbar ist (Art.1 Abs. 

1 S.1 GG). Der Staat hat die Aufgabe, diese Würde eines jeden Menschen zu schützen (Art.1 

Abs. 1 S.2 GG). Dies bedeutet, dass jede Person als selbstverantwortliches Subjekt in seiner 

Würde unangefochten bleibt (vgl. Bundesverfassungsgericht 1977). Bezogen auf die Genehmi-

gung hinsichtlich der geschlossenen Unterbringung gemäß §1631b BGB wird deutlich, wie es-

sentiell die Einhaltung dieser Achtung der Menschenwürde ist (vgl.  Janssen 2021, S. 13). 
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2.3.2.4 Artikel 37 Kinderrechtskonvention 

 

Gemäß Artikel 37 KRK ist gesetzlich festgelegt, dass jedem Kind, welchem die Freiheit entzo-

gen wird, mit Menschlichkeit begegnet sowie die Achtung der Menschenwürde berücksichtigt 

werden soll. Ebenso sollen die Bedürfnisse von Kindern in diesem Zusammenhang beachtet 

werden. 

Darüber hinaus darf die menschliche Würde nicht durch menschenunwürdige Handlungen, wie 

beispielsweise Folter verletzt werden. Dies ist sowohl im Artikel 37 KRK niedergeschrieben, 

als auch im Artikel 3 EMRK. Der Schutzauftrag des Staates bezieht sich zwar nur auf Hand-

lungen, die einen besonderen Grad an Schwere aufweisen, allerdings gilt es die situativen Be-

dingungen, die mit Freiheitsentzug verbunden sind, in jedem Einzelfall zu beachten. Hierzu 

lässt sich z.B. die Dauer der Maßnahme, das Alter oder aber auch die physische und psychische 

Verfassung einer jeden Person zählen. Ganz abgesehen davon, dass freiheitsentziehende Maß-

nahmen oder die geschlossene Unterbringung von Minderjährigen einen schweren Eingriff dar-

stellen, können unwürdige Maßnahmen, die den jungen Menschen Schmerz und Angst vermit-

teln, eine erniedrigende Handlung symbolisieren. Es kann also zusammengefasst werden, dass 

freiheitsentziehende Maßnahmen oder die Unterbringung junger Menschen in einer geschlos-

senen Einrichtung für die Menschenwürde abträglich sein können.  

 

2.3.2.6 Artikel 3 Kinderrechtskonvention 

 

Die Vertragsstaaten sind dazu verpflichtet, dass die für das Kind zuständigen Einrichtungen 

oder Institutionen die festgelegten Normen erfüllen, insbesondere die Gesundheit und die Si-

cherheit der Kinder sind zu beachten. Darüber hinaus ist auf einen ausreichenden Personal-

schlüssel, der die Aufsicht der Kinder gewährleisten kann, zu achten sowie die fachliche Eig-

nung der Mitarbeitenden sicherzustellen. 

 

3. Zur Geschichte der geschlossenen Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe 

 

Geschlossene Einrichtungen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe galten nicht immer schon 

als diskursiv. Bis zum Ende der 60er Jahre waren alle Einrichtungen der Kinder- und Jugend-

hilfe geschlossen. Pädagogisch gearbeitet wurde in ihnen nicht (vgl. Pankofer 1997, S.43ff.). 

Die Heimkampagnen in den 70er Jahren versuchten auf den Missstand der fehlenden Pädagogik 
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aufmerksam zu machen. Es wurden in den Einrichtungen offene Konzepte, welche auf Freiwil-

ligkeit basierten eingeführt (vgl. Pankofer 2006, S.82). 

Die Dezentralisierung sorgte dafür, dass es immer mehr auch stadtteilbezogene Angebote gab 

und nicht ausschließlich zentrale Einrichtungen (vgl. Lindenberg 2011, S.562f.). Auch die vie-

len skandalösen Ereignisse in den 60er Jahren sorgten dafür, dass sich mehr große Einrichtun-

gen zu kleineren Einrichtungen formierten und spezialisierten. Außerdem wurden teilweise eine 

Partizipation der jungen betroffenen Menschen angestrebt sowie Qualifizierungen der Mitar-

beitenden angepasst. Ebenso wurde die Dauer der geschlossenen Unterbringung gesenkt und 

die geschlossenen Einrichtungen öffneten sich dahingehend, dass sie Teil eines helfenden Netz-

werkes wurden (vgl. Arbeitsgruppe Heimreform 2000, S. 132). 

Durch den Regierungsentwurf der geplanten Jugendhilferechtsreform im Jahr 1978 wurde das 

Thema der geschlossenen Unterbringung nochmals diskursiv (Bundesjugendkuratorium 1997, 

S.123ff).  

Es wurden im November 1978 im Rahmen des Jugendhilferechts zwei neue Paragraphen ein-

geführt. Zum einen handelt es sich hierbei um §46, bei welchem die geschlossene Unterbrin-

gung thematisiert wird, zum anderen um den §47. Dieser bezieht sich auf sogenannte Notmaß-

nahmen bei Gefahr in einer Einrichtung. Der §46 besagt, dass das Jugendamt ausschließlich in 

folgenden Situationen dazu ermächtigt ist, Kinder und Jugendliche geschlossen unterzubringen. 

Der erste Indikator für die Anordnung freiheitsentziehender Maßnahmen ist eine erhebliche 

Gefährdung für das Wohl des Kindes. Weitere Gründe sind pädagogische und therapeutische 

Hilfen, die ohne die geschlossene Unterbringung unmöglich wären oder die Anordnung eines 

Vormundschaftsgerichts. Ebenso wurde in §46 festgelegt, dass die Unterbringung nicht länger 

als drei Monate andauern darf. Eine Wiederholung kann im Regelfall nur einmal stattfinden. In 

§46 Abs. 3 wurde das Jugendamt dazu bestimmt, die Ausgestaltung der therapeutischen und 

pädagogischen Maßnahmen zu bestimmen. Diese Befugnis kann auf den Einrichtungsleiter 

übertragen werden.  

§47 handelt von der Befugnis eines Einrichtungsleiters über die Entscheidung freiheitsentzie-

hender Maßnahmen im Rahmen der Heimunterbringung von minderjährigen Personen. Diese 

dürfen allerdings nur erlassen werden, wenn eine erhebliche, kurz bevorstehende Gefahr für 

das Kind, den Jugendlichen oder einer anderen Person besteht oder um eine unmittelbar bevor-

stehende Gefahr einer schwerwiegenden Störung des Heimbetriebs abzuwenden. 

Es bildeten sich unterschiedliche Meinungen zu diesen Paragraphen. Es gab eine Gruppe, wel-

che die sofortige Abschaffung der geschlossenen Unterbringung forderte und eine andere, die 
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auf die Überprüfung der Gegebenheiten in den geschlossenen Heimen pochte und darauf ver-

wies, dass die Indikatoren für die geschlossene Unterbringung strengen Regeln unterliegen soll-

ten (vgl.Wolffersdorff ; Sprau- Kuhlen 1990, S.13). Auch, wenn die sogenannten Befürworter 

der geschlossenen Unterbringung häufig ablehnend auf die Argumente der anderen Gruppe re-

agierten (vgl.ebd.), kristallisierte sich heraus, dass die Argumente der Kritiker stichhaltiger wa-

ren, sodass immer mehr Zweifel an der geschlossenen Unterbringung und in Teilen auch auf-

geschlossenere Haltungen gegenüber alternativen Konzepten aufkamen (vgl. Wollfersdorff 

u.a.1990, S.14 f.). 

Insbesondere die Diskussion um Zwang und Freiwilligkeit bei der geschlossenen Unterbrin-

gung war von großer Bedeutung. Die Personen, die die geschlossene Unterbringung befürwor-

teten, konstatierten, dass die geschlossene Unterbringung unabdingbar sei, da junge Menschen 

mit ausgeprägten devianten Verhaltensweisen nicht auf anderem Wege in die Gesellschaft rein-

tegriert werden können. Sie sahen diese Tatsache auch als pädagogisch begründbar. Die Gegner 

der geschlossenen Unterbringung verwiesen in diesem Zusammenhang auf die Unvereinbarkeit 

von Hilfe und Zwang. Folglich bildet die geschlossene Unterbringung keine Legitimation für 

pädagogisches Handeln. Personen, die unter Zwang festgehalten werden, seien nicht therapie-

fähig. Darüber hinaus sollten minderjährige Personen nicht aus der Gesellschaft ausgegliedert 

oder sediert werden (vgl. Wollfersdorff u.a. 1990, S.15). 

Mit dem Inkrafttreten des Kinder- und Jugendhilfegesetzes im Jahr 1991 veränderte sich die 

Sichtweise auf die geschlossene Unterbringung, da diese laut §42 KJHG nur im Rahmen einer 

Inobhutnahme erfolgen dürfe (vgl. IGfh 1997, S. 27). Dies zeigte sich auch an den rückläufigen 

Belegungen der geschlossenen Heime. Es wurden immer weniger Kinder und Jugendliche ge-

schlossen untergebracht. Alternativ wurden beispielsweise erlebnispädagogische oder intensiv-

pädagogische Angebote genutzt (vgl. Trede 2003, S.121). Die geschlossene Unterbringung 

wurde bis zum Ende der 90er Jahre zunehmend unattraktiver. Begründet werden kann dies ei-

nerseits durch zu unspezifische Indikatoren für solch massive Eingriffe in die Rechte der jungen 

Menschen und andererseits damit, dass sich vermehrt auf den Gedanken der Hilfe als auf den 

Gedanken der Abschreckung oder Bestrafung fokussiert wurde (vgl. Trede 2003, S.121). 

In den 2000er Jahren hat sich der Umgang bezüglich geschlossener Unterbringung jedoch noch-

mals verändert. Die Diskussion um die Sinnhaftigkeit von geschlossener Unterbringung wurde 

erneut entfacht. Dies hänge laut Trede vor allem mit der Überforderung von Institutionen, wie 

dem Jugendamt, der Psychiatrie oder auch der Justiz zusammen. Insbesondere die zuständigen 

Jugendämter hätten Probleme damit, geeignete Einrichtungen für junge Menschen mit massiv 
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herausforderndem Verhalten zu finden. Darüber hinaus gebe es vermehrt Druck von Seiten der 

Politik (vgl. Trede 2003, S,121). 

Seit der 2000er Wende wurden elf neue Einrichtungen mit inkludierten geschlossenen Plätzen 

errichtet. Laut Schmidt habe es im Jahr 2007 260 geschlossene Plätze für junge Menschen in 

neunzehn Einrichtungen gegeben. Immer wieder würden Stimmen laut, die dafür plädieren, 

dass die Justiz früher eingreifen müsse. Die Einbeziehung der Justiz mit der Strafmündigkeit 

im Alter von vierzehn Jahren sei nicht ausreichend (Schmidt 2007, S. 50). 

Im Jahr 2016 wurden 15.534 Anträge für geschlossene Unterbringung von Kindern und Ju-

gendlichen gestellt. Diese Zahl repräsentiere jedoch nicht die tatsächliche Zahl von jungen 

Menschen, die in geschlossenen Einrichtungen der Jugendhilfe untergebracht sind. Im Ver-

gleich zum Jahr 2006 waren es 6016 Anträge auf Freiheitsentzug. Die Familiengerichte haben 

in 1000 Fällen über geschlossene Unterbringung von jungen Menschen entschieden. Der signi-

fikante Anstieg der Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in geschlossenen Unterbrin-

gungen lasse sich laut Norbert Müller – Abgeordneter der Partei die Linken – auf die Sparmaß-

nahmen in der Kinder- und Jugendhilfe zurückführen. Für präventive Maßnahmen werde kein 

Geld ausgegeben, weshalb schlussendlich die geschlossene Unterbringung als letztes geeigne-

tes Mittel greifen müsse (Frankfurter Allgemeine 2018). 

Winkler differenziert die geschlossene Unterbringung in den 70er Jahren von der heutigen Un-

terbringungsform. Er ist der Ansicht, dass die heutige Dauer von geschlossener Unterbringung 

sowie die Ausgestaltung der Betreuung heute variabel ist. In den 70er Jahren hingegen sei die 

geschlossene Unterbringung von Kindern und Jugendlichen mit massivem Freiheitsentzug ver-

bunden gewesen. Der Autor spricht in diesem Zusammenhang auch von justizvollzugsanalogen 

Verhältnissen (Winkler 2004, S. 6).   

 

4. Die geschlossene Unterbringung am Beispiel einer geschlossenen Intensivpädagogischen 

Wohngruppe in Niedersachsen 

 

Die obig beschriebenen theoretischen Inhalte zur geschlossenen Unterbringung in der Kinder- 

und Jugendhilfe sollen nachfolgend an einem konkreten Beispiel aus der Praxis Anwendung 

finden. Es handelt sich hierbei um eine geschlossene Intensivtherapeutische Einrichtung in Nie-

dersachsen. Es wird sich bewusst nur auf eine Quelle bezogen, da diese die Einrichtung sowie 

das Konzept dieser Einrichtung in aller Ausführlichkeit darstellt.  
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4.1 Vorstellung des Trägers  

 

Die geschlossene Intensivtherapeutische Einrichtung ist dem Caritas Sozialwerk St. Elisabeth 

im Landkreis Vechta angehörig. Das Caritas Sozialwerk ist eine dezentral organisierte Einrich-

tung, welche sowohl vollstationäre als auch teilstationäre Hilfen anbietet. Diese Hilfen umfas-

sen sowohl soziale, therapeutische als auch heilpädagogische Angebote, die immer auch mit 

schulischen und beruflichen Unterstützungsangeboten in Verbindung gesetzt werden sollen. 

Das Caritas Sozialwerk weist eine Vielzahl von Einrichtungen auf, die im gesamten Landkreis 

Vechta zu verorten sind (Caritas Sozialwerk S.1). 

 

4.1.1 Organigramm des Caritas Sozialwerks St. Elisabeth 

 

Das Caritas Sozialwerk St. Elisabeth ist in den Stiftungsrat des Caritas Sozialwerks St. Elisa-

beth und die Caritas Sozialwerk GmbH gegliedert. Diesen beiden Instanzen ist der Vorstand 

mit dem Geschäftsführer Reinhard Möller untergeordnet. Dem Vorstand folgen die unter-

schiedlichen Bereichsleitungen. Diese sind die Bereichsleitung der Beratung, der Kinder-, Ju-

gend- und Familienhilfe, der Gemeindecaritas Kur- und Familienberatung sowie die Bereichs-

leitung des Projektmanagements und der „Beschäftigungsbetriebe“. Den einzelnen Bereichs-

leitungen sind jeweils Fachbereichssitzungen untergeordnet. Dem Fachbereich Jugend ist die 

Gruppenleitersitzung nachgeordnet. Die letzte Instanz des Organigramms bildet das Mitarbei-

ter- und Mitarbeiterinnentreffen ab (vgl. Caritas Sozialwerk S.3).  

Da es sich bei der vorliegenden Arbeit um eine Einrichtung für junge Menschen handelt, soll 

der strukturelle Aufbau des Fachbereichs Jugend nun noch einmal gesondert dargelegt werden. 

Die oberste Stelle nimmt der Vorstand mit dem Geschäftsführer Reinhard Möller ein. Dem 

Vorstand ist der Bereich Kinder, Jugend und Familie untergeordnet. Dem Bereich Jugend ist 

wiederrum die Erziehungsleitung nachgeordnet. Der Erziehungsleitung folgen nun die unter-

schiedlichen vollstationären, teilstationären und ambulanten Angebote des Bereichs Kinder, 

Jugend und Familien des Caritas Sozialwerks. Hierzu lässt sich die familienaktivierende Wohn-

gruppe St. Antonius in Damme zählen, die heilpädagogische Wohngruppe St. Franziskus in 

Holdorf, die Sozialpädagogische Wohngruppe St. Joseph in Vechta, die pädagogisch-therapeu-

tische Tagesgruppe in Damme, die sozialpädagogische Tagesgruppe in Lohne, die ambulanten 

Dienste in Lohne, das Jugendwohnhaus Intensiv in Lohne sowie die geschlossene intensivthe-

rapeutische Wohngruppe in Lohne zählen, welche Gegenstand dieser Arbeit sein soll (vgl. Cari-

tas Sozialwerk S..3). 
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4.2 Pädagogische Grundeinstellungen des Trägers Caritas Sozialwerk 

 

Die pädagogische Arbeitsweise des Caritas Sozialwerks ist eng mit den christlichen Werten 

verwoben. Daraus resultierend lässt sich eine wertschätzende und positive Grundhaltung ge-

genüber den Klienten und Klientinnen ableiten. Nach dem Selbstverständnis der Caritas ist der 

Mensch trotz seiner möglichen Verfehlungen als Wesen Gottes zu betrachten und deshalb in 

jedem Fall liebenswert (Caritas Sozialwerk 2015 S.4). 

Für die konkrete Arbeit mit den Klienten und Klientinnen bedeutet dies, ihnen Werte und Nor-

men zu vermitteln, die sie zu eigenverantwortlichen Personen werden lassen, die moralisch 

handeln können. Der Leitsatz des Caritas Sozialwerks, der dies noch einmal zusammenfassend 

zum Ausdruck bringen soll, lautet folgendermaßen: „Wenn wir es schaffen, die pädagogische 

Arbeit so zu gestalten, dass die Kinder, Jugendlichen und deren Familien wieder aus eigener 

Kraft ihren Weg gehen können, haben wir unser Ziel erreicht (Caritas Sozialwerk 2015 S.4).“ 

Die Aufgabe der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Caritas Sozialwerks ist es, den jungen 

Menschen und ihren Familien zu einem Leben zu verhelfen, indem sie trotz widriger Bedin-

gungen wieder eigenverantwortlich entscheiden sowie autonom leben können. Die Entwick-

lung prosozialer Faktoren ist dabei unerlässlich. 

Der Träger sowie die Leitungspositionen fördern die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in ihrer 

positiven Grundhaltung gegenüber den Klienten und Klientinnen und schaffen Bedingungen 

durch die sich die Mitarbeitenden wertgeschätzt fühlen sowie sich eigeninitiativ in die pädago-

gische Arbeit einbringen können. Insgesamt versteht sich das Caritas Sozialwerk als eine ler-

nende und lebendige Dienstgemeinschaft (Caritas Sozialwerk 2015, S.4). 

 

4.3 Vorstellung der geschlossenen intensivtherapeutischen Wohngruppe in Lohne 

 

Im Folgenden soll die geschlossene intensivtherapeutische Wohngruppe detailliert beschrieben 

werden. Dabei soll unter anderem auf die strukturellen Gegebenheiten der Wohngruppe, das 

Leistungsangebot sowie die Ziele Bezug genommen werden. 

 

4.3.1 Strukturelle Gegebenheiten  

 

Nachfolgend soll der Standort der Wohngruppe beschrieben werden. Dabei soll auch die per-

sonelle Struktur in der geschlossenen Wohngruppe in Lohne dargestellt sowie die Räumlich-

keiten innerhalb der Wohngruppe charakterisiert werden. 
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4.3.1.1 Standortbeschreibung 

 

Die geschlossene intensivtherapeutische Wohngruppe ist in Lohne im Landkreis Vechta zu ver-

orten. Sie befindet sich auf dem Gelände des Integrationszentrums der Caritas, dezentral vom 

Stadtkern der Stadt Lohne gelegen. Auf dem Gelände lassen sich neben der geschlossenen 

Wohngruppe auch andere Angebote der Jugendhilfe finden. Hierzu zählt beispielsweise eine 

Wohngruppe mit Regel- und Intensivplätzen, die häufig als Anschlussbetreuung nach einem 

Aufenthalt in der geschlossenen Wohngruppe fungiert. Ebenso ist auf dem Gelände eine Zweig-

stelle von einer Schule mit sozial-emotionalem Förderschwerpunkt zu finden.  

 

4.3.1.2 Personalstruktur 

 

Die geschlossene Wohngruppe verfügt über insgesamt vier volle Stellen von Sozialarbeiter, 

wovon eine Stelle die Gruppenleitung übernimmt und eine andere die stellvertretende Grup-

penleitung, über zwei volle Erzieher-, eine volle Heilerziehungspflegerstelle sowie eine Ar-

beitserzieherstelle. Zudem sind noch ein Erzieher und ein Sozialpädagoge in Teilzeit angestellt 

(Caritas Sozialwerk 2015 S.29f). Darüber hinaus wird das Personal der Wohngruppe durch ei-

nen Erzieher sowie drei Nachtbereitschaften unterstützt, die jeweils geringfügig beschäftigt 

sind. Das gruppeninterne Personal wird von externem Personal ergänzt. Hierzu lassen sich die 

Bereichsleitung und die Erziehungsleitung zählen, die jeweils mit ein paar Stunden in der 

Wohngruppe tätig sind, sowie ein Diplompsychologe mit familientherapeutischer Ausbildung. 

Ebenso verfügt die Wohngruppe über ein Kinder- und Jugendpsychiater, welcher auf Honorar-

basis angestellt ist. Mitarbeitende, wie ein Hauswirtschaftler, eine Verwaltungsfachkraft oder 

ein Hausmeister lassen sich in der Personalstruktur der geschlossenen Wohngruppe ebenfalls 

vorfinden (Caritas Sozialwerk 2015 S.30). 

 

4.3.1.3 Beschreibung der Räumlichkeiten 

 

Das Gebäude der geschlossenen intensivtherapeutischen Wohngruppe lässt sich durch eine 

klare Baustruktur charakterisieren, die auf nicht erforderliche Ecken und Nischen verzichtet. 

Zudem sind die Räumlichkeiten der Wohngruppe mit freundlichen Farben gestaltet worden. 

Das hohe Maß an Lichteinfall soll diese freundliche Gestaltung unterstreichen. Die Räume sind 

zweckmäßig und doch modern eingerichtet. Darüber hinaus verfügt die Wohngruppe über einen 

260 Quadratmeter großen Innenhof, der für die Freizeitgestaltung im roten Bereich oder den 
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Schulunterricht genutzt wird. Eine Erläuterung zum sogenannten roten Bereich folgt im späte-

ren Teil dieser Arbeit. Die Umgestaltung des Innenhofs sowie der angrenzenden Mauer soll auf 

Anregung von Stimmen aus der Politik erfolgen. Zu diesen Vorschlägen seitens der Politik 

gehört unter anderem die Begrünung der Mauer sowie die Gestaltung der Mauer mit Plexiglas-

scheiben. Zudem ist in Planung die Innenwände der Mauer durch Graffiti farbenfroher erschei-

nen zu lassen sowie den Innenhof mit Sitzgruppen und Spielgeräten auszustatten.  

Das gesamte Gelände der geschlossenen Wohngruppe beläuft sich auf ungefähr 900 Quadrat-

meter. Die Wohngruppe ist in drei Bereiche gegliedert. Hierzu lassen sich der rote, der gelbe 

und der grüne Bereich zählen. Diese Bereiche implizieren die unterschiedlichen Freiheiten der 

jungen Bewohner. Die verschiedenen Freiheitsgrade werden durch einen Stufenplan geregelt. 

Der rote Bereich ist durch eine reizarme Gestaltung der Räume gekennzeichnet. Eine Trennung 

zu den anderen Bereichen ist gegeben (vgl. Caritas Sozialwerk 2015, S.31). Der rote Bereich 

soll dem Ankommen der Kinder und Jugendlichen dienlich sein und ihnen Halt und Struktur 

geben. Die begrenzte Geschlossenheit über einen Zeitraum von ungefähr drei bis vier Monaten 

findet im roten Bereich als Krisenintervention statt. Beim Erreichen der Stufe drei können die 

jungen Menschen in den gelben Bereich, welcher mit mehr Freiheiten verbunden ist, wechseln. 

In den grünen Bereich können die betroffenen Kinder und Jugendlichen gelangen, sobald sie 

die Stufe sechs im Stufenplan erreicht haben (vgl. Caritas Sozialwerk 2015, S. 7). Der gelbe 

Bereich ist weniger reizarm gestaltet. In diesem Bereich haben die Kinder und Jugendlichen 

die Gelegenheit, sich ihre Zimmer individuell einzurichten. Der grüne Bereich schließt sich 

dem gelben Bereich an. Kinder und Jugendliche aus dem grünen Bereich haben z.B. durch das 

Betätigen der Klingel die Möglichkeit, andere junge Menschen in der Einrichtung aus dem gel-

ben Bereich zu besuchen. Ebenso können die jungen Bewohner aus dem gelben in den grünen 

Bereich gehen. Dies funktioniert allerdings ausschließlich, indem die Mitarbeitenden die Tür 

zum grünen Bereich öffnen (Caritas Sozialwerk 2015 S.31).  

Im Folgenden soll ein Überblick über die einzelnen Stufen des Stufenplans gegeben werden, 

um die einzelnen Freiheitsgrade besser nachvollziehen zu können. Die jungen Menschen kön-

nen durch sozial erwünschtes Verhalten eine höhere Stufe und somit mehr Freiheit erlangen. 

Nähere Informationen zu Stufenplanmodellen sollen im späteren Teil dieser Arbeit folgen.  

Die Einstiegsstufe ist durch das Ankommen, Kennenlernen und Akzeptieren der Regeln ge-

kennzeichnet. Die Einstiegstufe dauert ca. zwei Wochen an. In dieser Zeit dürfen die jungen 

Menschen einen einmaligen Kontakt zur Außenwelt wahrnehmen. Allerdings kann dieser Kon-

takt nicht persönlich stattfinden, da die Kinder und Jugendlichen in diesen zwei Wochen keinen 
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Ausgang haben. In der ersten Stufe ist ein wöchentlicher Telefon- oder Briefkontakt vorgese-

hen. In Begleitung haben die jungen Menschen die Möglichkeit, sich draußen auf dem Gelände 

zu bewegen. Die Stufe eins hält ca. vier Wochen an. Die zweite Stufe erlaubt begleitete Aus-

gänge sowohl auf als auch außerhalb des Geländes. Zudem sind Telefon- und Briefkontakte 

nicht mehr auf einmal pro Woche begrenzt. Außerdem ist ein Besuch in der Familie nach einem 

Hilfeplangespräch in Begleitung einer pädagogischen Fachkraft gestattet. In der dritten Stufe 

sind Besuche in der Familie auch ohne Begleitung möglich. Darüber hinaus sind auch einstün-

dige Ausgänge ohne Begleitung erlaubt, sofern der Ausgang an einen bestimmten Zweck ge-

bunden ist. Zudem ist eine Heimfahrt für einen Tag möglich. Telefon- und Briefkontakte sind 

weiterhin gestattet. Kinder und Jugendliche, die sich in der vierten Stufe befinden, haben die 

Möglichkeit, eine Heimfahrt mit einer Übernachtung wahrzunehmen. Ebenfalls können die jun-

gen Menschen unbegleitet für eine vereinbarte Zeit in die Stadt gehen. Diesem Ausgang müssen 

jedoch eine Planung und ein konkretes Ziel vorhergegangen sein. In der fünften Stufe dürfen 

die Kinder und Jugendlichen ohne Begleitung für eine bestimmte Zeit in die Stadt und ihre 

Freizeit dort frei gestalten. Darüber hinaus kann die Familie die jungen Menschen besuchen, 

ohne dass diese Besuche vom pädagogischen Personal begleitet werden müssen. Die Kinder 

und Jugendlichen dürfen zudem nach Hause fahren und dort zweimal übernachten. Für die Stu-

fen drei bis fünf sind jeweils ca. sechs Wochen vorgesehen. Die sechste Stufe bildet die letzte 

Stufe des Stufenplans ab. In dieser Stufe soll der Ablösungsprozess fokussiert werden. Dieser 

wird individuell je nach den Bedürfnissen des jungen Menschen gestaltet. Für jede Stufe wer-

den individuelle Ziele der betroffenen Kinder und Jugendlichen vereinbart (vgl. Oelkers, Feld-

haus und Gaßmöller, 2015, S.46) 

Das Dienstzimmer sowie das Bereitschaftszimmer für die Nachtwachen lässt sich im ersten 

Stockwerk der Wohngruppe lokalisieren. Dieser Bereich der Mitarbeitenden bildet das Verbin-

dungsstück zwischen dem roten und dem gelben Bereich. Die Küche und der Time-Out-Bereich 

sind ebenfalls im Bereich der Mitarbeitenden zu finden. Im Erdgeschoss lassen sich die Funk-

tionsräume, ein Lehrerzimmer, ein Therapieraum, zwei Schulräume, ein Fitnessraum sowie die 

Büros der Mitarbeitenden verorten. Außerdem befindet sich im Erdgeschoss ein Raum, in dem 

die Durchsuchungen der jungen Bewohner nach gefährlichen Gegenständen bei der Aufnahme 

sattfinden. Diese Durchsuchungen finden unter Berücksichtigung der Intimsphäre statt. Der 

Zugang zum Außenbereich erfolgt durch das Erdgeschoss. Wie im obigen Teil dieser Arbeit 

bereits erwähnt, ist der Außenbereich durch einen ungefähr 260 Quadratmeter großen Innenhof 
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gekennzeichnet. Der Boden dieses Hofes ist mit einem dämmenden Bodenbelag ausgelegt, wes-

halb die Kinder und Jugendlichen unterschiedliche Ballsportarten ausüben können ohne Gefahr 

zu laufen, sich zu verletzen (Caritas Sozialwerk 2015 S. 31). 

 

4.4 Rechtliche Rahmenbedingungen der geschlossenen Wohngruppe 

 

Die rechtliche Grundlage für die pädagogische und therapeutische Arbeit der Wohngruppe bil-

den das SGB VIII sowie das BGB. Die geschlossene Wohngruppe bietet Hilfen zur Erziehung 

gem. §27 in Verbindung mit §34 SGB VIII an. Die Eingliederungshilfe gem. §35 SGB VIII 

stellt ebenfalls ein Angebot dieser Jugendhilfeeinrichtung des Caritas Sozialwerks dar.  Bevor 

es zu einer Aufnahme der jungen Menschen kommt, bedarf es einer familiengerichtlichen Ent-

scheidung gem. §1631b BGB. Dabei wird darauf geachtet, die Beteiligung der jungen Men-

schen gem. §8 SGB VIII zu gewährleisten. Ebenso orientiert sich die Einrichtung an den §151ff. 

sowie §312ff FamFG, welche die formellen Bedingungen zur Aufnahme in eine geschlossene 

Jugendhilfeeinrichtung thematisieren. Weitere formelle Aspekte sind beispielsweise in den §8a, 

§45ff, sowie §72 SGB VIII zu finden. Diese bilden die Anforderungen und Aufgaben der ge-

schlossenen Wohngruppe gegenüber dem ihr anvertrauten Klientel ab (vgl. Caritas Sozialwerk 

2015 S.5 f). 

Sobald eine geschlossene Unterbringung durch ein Familiengericht beschlossen wurde, bedarf 

es der Erstellung eines Hilfeplans gem. §36 SGB VIII. In diesem Hilfeplan sollen die Ziele der 

Unterbringung in dem geschlossenen Wohnheim niedergeschrieben sowie die Erziehungsziele 

thematisiert werden. Darüber wird auch die Umsetzung der einzelnen Ziele in dem Hilfeplan 

konkretisiert. Die Beteiligung der jungen Menschen am Hilfeplangespräch ist unerlässlich, da 

alle Inhalte mit den Klienten besprochen werden (vgl. Caritas Sozialwerk 2015 S.6).   

 

4.5 Zielgruppe der geschlossenen therapeutischen Wohngruppe 

 

Wie im obigen Teil dieser Arbeit bereits erwähnt, werden ausschließlich männliche Personen 

in die geschlossene Wohngruppe aufgenommen. Hierbei handelt es sich um Kinder und Ju-

gendliche im Alter von zehn bis vierzehn Jahren. Diese jungen Menschen weisen ein delin-

quentes und/oder dissoziales Verhalten auf, welches im Regelfall auf einschneidende Lebens-

verhältnisse zurückzuführen ist. Laut des Caritas Sozialwerks handelt es sich bei diesen jungen 

Menschen um Personen, die aufgrund ihrer enormen Verhaltensauffälligkeiten nicht in das her-
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kömmliche Hilfesystem von Psychiatrie, Justiz und Jugendhilfe passen. Das Verhalten der Be-

wohner ist gekennzeichnet von schwerer Eigen- oder Fremdgefährdung (vgl. Caritas Sozial-

werk 2015 S.6). 

Die Problematik dieser jungen Klienten reicht von häufigem Weglaufen, einem stark ausge-

prägtem Verweigerungsverhalten in unterschiedlichen Lebensbereichen, Suchtmittelmiss-

brauch, einem hohen Aggressionspotenzial bis hin zu wiederholten schweren Straftaten oder 

massiven Probleme im Elternhaus. Es lassen sich jedoch auch Kriterien anführen, die eine Auf-

nahme in die geschlossene therapeutische Wohngruppe nicht möglich machen. Dazu gehören 

akute psychische Probleme wie psychotische Phasen, Suizidgefahr sowie eine Drogen- oder 

Alkoholsucht. Außerdem können keine Personen in die Einrichtung aufgenommen werden, die 

eine schwere körperliche oder eine geistige Behinderung aufweisen (vgl. Caritas Sozialwerk 

2015 S. 6). 

 

4.6 Leistungsangebote  

 

Nachfolgend sollen die Angebote, die die Einrichtung anbietet, dargelegt werden. Dabei soll 

sich sowohl auf gruppeninterne, als auch externe Angebote bezogen werden. 

 

4.6.1 Leistungen des Betreuungsumfangs 

 

Die geschlossene therapeutische Wohngruppe ist tagsüber grundsätzlich mit zwei pädagogi-

schen Fachkräften besetzt. An den Wochenenden unterstützt gegebenenfalls eine weitere Fach-

kraft die Freizeitgestaltung. Durch das geschlossene Setting ist eine kompetente Betreuung ins-

besondere am Wochenende essentiell. Die jungen Bewohner haben somit die Gelegenheit Ein-

zelgespräche mit den Fachkräften zu führen und es besteht die Möglichkeit einer Bildung von 

Kleingruppen.  

Von 23.00 Uhr bis 6.00 Uhr fungiert eine Fachkraft als Nachtbereitschaft. Darüber hinaus ist 

eine weitere Nachtbereitschaftskraft anwesend, um im Notfall agieren zu können. Diese sind 

mit dem Schwerpunkt Deeskalation ausgebildet und befinden sich in jedem Fall in der zweiten 

Hälfte der pädagogischen Ausbildung. Diese Mitarbeitenden werden nach einer umfangreichen 

Hospitation in der Einrichtung eingestellt. Im grünen Bereich wird die Nachtbereitschaft von 

den Mitarbeitenden der geschlossen therapeutischen Wohngruppe oder ggf. von der Hinter-

grundnachtbereitschaft sichergestellt. Innerhalb des Beschlusszeitraums wird die Betreuung im 
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grünen Bereich so konzipiert, dass bei Bedarf eine Rückführung in den gelben Bereich flexibel 

eingeleitet werden kann. 

Im Schnitt sind 1,38 Fachpersonen für einen Klienten zuständig. Die Teamsitzungen finden 

einmal wöchentlich statt. Zusätzlich zum pädagogischen Team in der Gruppe ist auch der Psy-

chologe sowie eine Vertretung der Schule anwesend. Die Erziehungs- und Bereichsleitung er-

gänzen die Teamsitzungsmitglieder im Wechsel alle vierzehn Tage. Ebenso findet alle vierzehn 

Tage eine Fachberatung sowie Untersuchung durch den begleitenden Kinder- und Jugendpsy-

chiater in dessen Praxis in Oldenburg statt. 

Die Mitarbeitenden erhalten Unterstützung, indem ihre Arbeit monatlich für vier Stunden su-

pervidiert wird. Darüber hinaus sind jährliche Summen von 425€ pro Jahr für Fort- und Wei-

terbildungen angesetzt. 

 

4.6.2 Gruppeninterne Leistungen 

 

Zu diesen Leistungen zählt unter anderem das Aufnahmeverfahren der jungen Klienten. Nach 

der Aufnahme soll, wie bereits obig erwähnt, ein Hilfeplan erstellt werden. Hierfür wird zu-

nächst ein Perspektivgespräch mit dem Klienten, den Sorgeberechtigten, dem Verfahrensbei-

stand, gegebenenfalls einer Vertrauensperson des Klienten sowie der Einrichtung installiert. 

Die Zuständigkeit für dieses Gespräch obliegt dem Allgemeinen Sozialen Dienst des Jugend-

amtes. Nach acht Wochen wird ein erster Hilfeplan erstellt. Dabei findet die bisherige Diagnos-

tik des Kinder- und Jugendpsychiaters in jedem Fall Berücksichtigung (vgl. Caritas Sozialwerk 

2015 S12). Die Hilfeplangespräche finden in einem Abstand von drei Monaten statt. In diesen 

Gesprächen wird die Notwendigkeit einer geschlossenen Unterbringung von allen Beteiligten 

immer wieder geprüft. Die Notwendigkeit einer geschlossenen Unterbringung muss argumen-

tativ begründet sowie übersichtlich dokumentiert werden. Eine Überprüfung durch das Gericht 

kann jedoch nur dann stattfinden, wenn die sorgeberechtigten Personen einen Antrag gestellt 

haben (vgl. Caritas Sozialwerk 2015 S.13).  

Der Gegenstand der Hilfeplangespräche ist die aktuelle Sachstandslage des Klienten. Auf der 

Grundlage von Konsiliarberichten, Gutachten und Schulberichten werden die Gespräche ge-

führt. Das Gesprächsprotokoll wird von allen Beteiligten gegengelesen und unterzeichnet. Die 

jungen Klienten haben das Recht ihre Wünsche und Bedürfnisse im Hilfeplangespräch zu äu-

ßern. Ebenso können sie ihre Sichtweise zur aktuellen Betreuungssituation und zu ihrer gesam-

ten Lebenssituation darstellen. Der Einbezug der jungen Menschen in das Verfahren ist folglich 

von großer Bedeutsamkeit. Insgesamt sollen im Hilfeplangespräch künftige Erziehungs- und 
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Betreuungsziele definiert, die Mitwirkung der Eltern festgelegt sowie ein Termin zur Überprü-

fung der Ziele vereinbart werden. Die multiprofessionelle Zusammenarbeit aller Beteiligten für 

die Formulierung und Umsetzung der festgelegten Ziele ist fundamental. Die Hilfeplangesprä-

che werden mit den Klienten und deren Sorgeberechtigten umfassend nachgearbeitet. Dies kann 

in Form von Einzelgesprächen mit dem Psychologen oder dem Bezugsbetreuer oder der Be-

zugsbetreuerin und im Rahmen der Elternarbeit erfolgen (vgl. Caritas Sozialwerk 2015 S.13). 

Neben der Mitwirkung am Hilfeplan erstellt die Einrichtung zudem einen Erziehungs- und Be-

treuungsplan, in welchem die festgelegten Ziele aus dem Hilfeplangespräch verschriftlicht und 

in regelmäßigen Abständen auf Eignung überprüft werden. Der Betreuungsplan impliziert die 

Aufgaben sowie die Ziele, die die einzelnen Bewohner jeweils erfüllen sollen aus der Perspek-

tive des Fachkräfteteams. Außerdem koordiniert dieser die Verteilung der Aufgaben von allen 

Beteiligten. Die jungen Menschen werden aktiv in die Planung des Betreuungs- und Erzie-

hungsplans miteinbezogen, indem sie Gespräche mit ihren jeweiligen Bezugsbetreuern führen, 

in denen der Verlauf der Betreuung, der Entwicklungsstand oder aber auch die Ressourcen und 

Perspektiven thematisiert werden. Ebenso finden regelmäßige Fallbesprechungen im Team 

statt. In einigen Fällen finden diese auch teamübergreifend statt, beispielsweise im Rahmen von 

kollegialen Beratungen. In Akutsituationen können auch Fallkonferenzen mit der zuständigen 

Fachkraft des Allgemeinen Sozialen Dienstes, den Sorgeberechtigten, dem Klienten sowie dem 

therapeutischen Dienst stattfinden, die entweder einer Klärung oder einer Reflexion dienen soll 

(Caritas Sozialwerk 2015 S.13f.). 

Eine weitere Leistung, die im Rahmen der Betreuung der jungen Menschen in der geschlosse-

nen intensivtherapeutischen Wohngruppe angeboten wird, ist die Anamnese. Die Anamnese 

lässt sich als ein essentielles Instrument der Diagnostik beschreiben, denn durch sie soll ein 

möglichst präziser Sachstand der Lebens- und Lerngeschichte der jeweiligen Klienten ermög-

licht werden. Um dies gewährleisten zu können, erhebt der therapeutische Dienst alle relevan-

ten Daten und Informationen und ordnet diese systematisch. Um eine möglichst umfangreiche 

Anamnese erstellen zu können, stützen sich die Mitarbeitenden des therapeutischen Dienstes 

auf unterschiedliche Quellen. Hierzu zählen beispielsweise Gespräche mit den Sorgeberechtig-

ten, Gutachten oder Berichte von anderen Institutionen wie dem Jugendamt oder der Polizei 

sowie Explorationsgespräche mit den Klienten. Die Anamnese wird als Grundlage zum ersten 

Hilfeplangespräch nach zwei Monaten herangezogen (Caritas Sozialwerk 2015 S. 14).  

Die Diagnostik bildet die Quintessenz der Einrichtung, da eine umfassende Diagnostik eine 

zielgerichtete und individuell angepasste Planung von Hilfen ermöglicht. Sie wird von einem 
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multiprofessionellen Team von pädagogischen und sozialpädagogischen Fachkräften, Heilpä-

dagogen, Psychologen sowie Lehrern und Psychiatern durchgeführt und begutachtet verschie-

dene Bereiche.  Zu diesen lässt sich die Ursachenforschung und -analyse von delinquentem und 

dissozialen Verhalten, die Feststellung des schulischen Förderbedarfs, die Untersuchung von 

psychiatrischen Krankheitsbildern und die ganzheitliche Begutachtung der jungen Klienten hin-

sichtlich Störungsbildern, Beeinträchtigungen sowie Ressourcen zählen. Das Caritas Sozial-

werk akzentuiert vorwiegend die Ressourcen der jungen Klienten (Caritas Sozialwerk 2015 S. 

14). Die Koordination des diagnostischen Verfahrens und die Zusammenstellung aller relevan-

ten Informationen erfolgt durch die Gruppenleitung (Caritas Sozialwerk 2015 S.14). 

Die geschlossene intensivtherapeutische Wohngruppe führt über das Leistungsangebot der Di-

agnostik hinaus auch weitere Leistungen aus. So sorgt sie mithilfe von festen Schulzeiten in der 

Förderschule für Soziale und Emotionale Entwicklung, Gruppenregeln, festen Mahlzeiten so-

wie festen Therapiezeiten und Reflexionszeiten am Tag für einen strukturierten Tagesablauf 

der jungen Bewohner. Darüber hinaus wird Wert auf gemeinsame Aktivitäten oder Rituale ge-

legt. Die Kinder sollen am Gruppenalltag partizipieren können. Somit werden gemeinsam Kon-

sequenzen für Verstöße gegen die Gruppenregeln verarbeitet und Gruppenaktivitäten geplant 

(Caritas Sozialwerk 2015 S.15). 

Ebenso möchte die Einrichtung die politische und religiöse Bildung und die Lebenspraktischen 

Fähigkeiten der jungen Bewohner fördern. Dies kann durch gemeinsame Gespräche oder Dis-

kussionen über aktuelle Nachrichten passieren. Jedoch ist es hierfür unerlässlich, dass die Kli-

enten die Kulturtechniken sowie analytische Fähigkeiten oder die Fähigkeit, sich etwas bildlich 

vorzustellen, beherrschen.  In Gruppen- oder Einzelgesprächen werden diese notwendigen Fä-

higkeiten im Rahmen von unterschiedlichen Themen transportiert. Ein Beispiel für ein solches 

Thema ist das Recht der jungen Klienten auf eine gewaltfreie Erziehung. Des Weiteren macht 

es sich die Einrichtung zur Aufgabe, die Klienten in ihrem unterschiedlichen Glauben sowie 

ihrer individuellen Glaubenspraxis zu unterstützen. Dabei ist es substanziell, eine Förderung 

von kultureller und religiöser Toleranz zu ermöglichen (Caritas Sozialwerk 2015 S.15). 

Die Förderung der lebenspraktischen Fähigkeiten ist, wie obig bereits erwähnt, ebenfalls eine 

Leistung, die die Einrichtung im Rahmen der Betreuung gewährleistet. Diese Fähigkeiten um-

fassen unter anderem die Förderung bei der Einrichtung von Einzel- und Gruppenräumen, die 

Regeln bei Tisch, die Unterstützung beim Zubereiten von Mahlzeiten, Hilfeleistung im Umgang 

mit Geld sowie die Einteilung von spezifischen Diensten, wie z.B. ein Reinigungsdienst oder 

ein Küchendienst (Caritas Sozialwerk 2015 S.15).  
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Darüber hinaus stellt die Einrichtung die medizinische Versorgung der jungen Menschen si-

cher, indem die notwendigen Untersuchungen aber auch die allgemeinmedizinische Versor-

gung durch einen Arzt abgedeckt ist, welche in den Räumlichkeiten der Einrichtung ihre Un-

tersuchungen durchführen. Zudem ist ein Kinder- und Jugendpsychiater aus Oldenburg für die 

medizinische Versorgung verfügbar. Für Facharzttermine außer Haus werden die Klienten von 

Fachpersonal begleitet (Caritas Sozialwerk 2015 S.16). 

Die schulische Bildung soll in der geschlossenen intensivtherapeutischen Einrichtung ebenfalls 

sichergestellt werden. Die Beschulung der jungen Klienten geschieht durch die Janusz- 

Korczak-Schule, welche in Lohne in der Einrichtung Räumlichkeiten zur Verfügung stellt. Die 

Janusz-Korczak- Schule gehört dem Verband Freistatt an. Der Träger dieser Schule ist die Stif-

tung Bethel im Norden. Die Bewohner erhalten ein Zeugnis mit einer jeweiligen Empfehlung 

für eine Schulform, die nach dem Aufenthalt in der Einrichtung als sinnvoll erachtet wird. Der 

Unterricht wird von zwei Lehrkräften sowie einer pädagogischen Fachkraft durchgeführt. Der 

Unterricht findet von Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 13.10 Uhr statt. Ziel ist es, die Kli-

enten wieder an einen regelhaften Schulrhythmus zu gewöhnen. Der Sportunterricht findet ein-

mal wöchentlich in der nahegelegenen Sporthalle der Stadt Lohne statt. In regelmäßigen Ab-

ständen finden Gespräche mit den jungen Klienten statt, in denen ihre Motivation, ihr Befinden 

in der Schule und mögliche Perspektiven herausgearbeitet werden. Ebenso sollen die Wünsche 

und Pläne der Bewohner hinsichtlich ihrer zukünftigen Lebens- und Jobperspektive angehört 

und möglichst realitätsnahe Pläne hinsichtlich der Zukunft der jungen Menschen erarbeitet wer-

den. Damit verbunden sind auch Gespräche über die Notwendigkeit schulischer Bildung im 

Hinblick auf die zukünftige Berufswahl sowie die Lebensperspektive. Außerdem unterstützt 

die Einrichtung die Bewohner bei der Suche nach einer geeigneten Praktikums- oder Lehrstelle 

(Caritas Sozialwerk 2015 S.16). 

Ein weiteres Augenmerk der geschlossenen intensivtherapeutischen Wohngruppe ist die Zu-

sammenarbeit mit den Familien. Die Sorgeberechtigten sind in den Hilfeplanprozess mit ein-

zubeziehen und werden daher bei allen Entscheidungen, die den jungen Klienten betreffen, in-

tegriert. Dies soll das Gefühl des Verantwortungsbewusstseins stärken. Das Ziel ist es, gemein-

sam mit den Sorgeberechtigten Perspektiven zu erarbeiten, die nach dem Aufenthalt in der Ein-

richtung dienlich erscheinen. Sofern nach dem Aufenthalt eine Rückführung in die Familie an-

gedacht ist, muss gemeinsam mit dem Jugendamt besprochen werden, wie diese bestmöglich 

vorbereitet und umgesetzt werden kann. Durch die Arbeit mit den sorgeberechtigten Personen 

soll der familiäre Zusammenhalt gestärkt werden. Dies kann unter anderem auch durch Beur-
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laubungen in den Ferien oder am Wochenende erfolgen. Zudem erhalten die Familien umfas-

sende Unterstützung bei der Rückführung des jungen Klienten in die Familie. Des Weiteren 

sollen Gespräche mit den Sorgeberechtigten über die Art, die Häufigkeit und das Ziel der in-

stallierten Hilfen aufklären (Caritas Sozialwerk 2015 S.17). 

Den Schutzauftrag von Kindern und Jugendlichen gemäß §8a SGB VIII zu gewährleisten, er-

achtet die Einrichtung ebenfalls als essentielle Leistung. Damit dies realisierbar ist, hat die ge-

schlossene intensivtherapeutische Wohngruppe in Kooperation mit dem Landkreis Vechta eine 

Vereinbarung getroffen, die den Kinderschutz gewährleisten und bei Bedarf Maßnahmen ein-

leiten kann, die einer Kindeswohlgefährdung entgegnen können. Ebenso sind alle neuen Mit-

arbeitenden dazu verpflichtet, ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen (Caritas Sozialwerk 

2015 S.18).  

 

4.6.3 Gruppenübergreifende Angebote 

 

Zu den gruppenübergreifenden Leistungen zählt das therapeutische Angebot, welches durch 

einen Psychologen mit 19,5 Stunden pro Woche sichergestellt wird. In besonderen Fällen kön-

nen auch andere Mitarbeitende des therapeutischen Dienstes herangezogen werden. Das dys-

funktionale Verhalten der jungen Klienten, welches sich im Laufe ihrer Entwicklung herausge-

bildet hat, hat ihnen dazu verholfen, sich in prekären Lebensstrukturen zurechtzufinden. Dar-

über hinaus hat dieses Verhalten das Selbstkonzept der jungen Menschen nachhaltig beein-

flusst, sodass die Bewohner der geschlossenen intensivtherapeutischen Wohngruppe internali-

siert haben, dass sie gesellschaftlich nicht tragbar seien. Durch den Aufenthalt in der geschlos-

senen Einrichtung wird auf das Selbstkonzept der jungen Menschen sowie auf ihr Verhalten so 

eingewirkt, dass sie neben dem Erleben von Halt und Sicherheit auch Emotionen wie Angst, 

starke Wut und aggressives, überangepasstes oder isoliertes Verhalten zeigen. Die Therapie 

wird daher als notwendige Ergänzung zum pädagogischen Setting erachtet. Das therapeutische 

Angebot soll den jungen Klienten dazu verhelfen, alternative Verhaltensweisen kennenzulernen 

und zu internalisieren. Der Zwangskontext, in dem sich die jungen Menschen befinden, soll 

mithilfe der Therapie nicht als sanktionierende Maßnahme, sondern vielmehr als Chance wahr-

genommen werden. Die Therapie bedient sich dabei verschiedener therapeutischer Methoden. 

Das Therapieangebot der älteren Klienten wird zudem durch ein ressourcenorientiertes 

Coaching ergänzt. (Caritas Sozialwerk 2015 S.20). 



 

25 
 

Des Weiteren ist das Caritas Sozialwerk St. Elisabeth der Auffassung, dass nicht nur die Eigen-

wahrnehmung der jungen Menschen sich durch den Aufenthalt in der geschlossenen intensiv-

therapeutischen Wohngruppe verändert, sondern unweigerlich – nach einer gewissen Zeit – 

auch die Fremdwahrnehmung. Sobald die Klienten nicht mehr das Gefühl haben müssten, den 

Kampf um das Überleben gewinnen zu müssen, können sie ihre verzerrte verteidigende Wahr-

nehmung durch eine flexible erneuern, die das Misstrauen gegenüber anderen Menschen ab-

schwächt. Durch das zunehmende Vertrauen der jungen Klienten gegenüber seiner sozialen 

Umwelt wird auch der Zugang zu traumatischen Erlebnissen und damit einhergehenden negativ 

besetzten Emotionen, wie beispielsweise Wehrlosigkeit weniger problematisch. In Folge des-

sen können in der geschlossenen Einrichtung auch traumatherapeutische Behandlungen durch-

geführt werden. 

Damit auch die Sorgeberechtigten bestmöglich unterstützt werden, verhilft der therapeutische 

Dienst den Sorgeberechtigten, in Zusammenarbeit mit den Pädagogen, ihre Ressourcen wahr-

zunehmen sowie zu aktivieren. Eine realistische Selbsteinschätzung der sorgeberechtigten Per-

sonen ist substanziell, um die jungen Klienten in ihrer Entwicklung im familiären System pas-

send unterstützen zu können. Dabei ist es relevant, dass die Sorgeberechtigten realitätsferne 

Erwartungen an sich selbst und die jungen Klienten eliminieren. Es konnten jedoch keine aktu-

ellen Informationen über das gegenwärtige Angebot der geschlossenen intensivtherapeutischen 

Wohngruppe eruiert werden. Kontaktanfragen an die Einrichtung blieben unbeantwortet.  

 

5. Geschlossene Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe – ein kontroverses Thema 

 

Die Entscheidung darüber, ob Kinder und Jugendliche in geschlossenen Einrichtungen unter-

gebracht werden dürfen, ist ein strittiges Thema. Sowohl die Sozialpädagogik, als auch die Po-

litik befassen sich immer wieder mit diesem Themenkomplex. Nachfolgend sollen unterschied-

liche Positionen und Ansichten gegenübergestellt werden, um einen differenzierten Eindruck 

von der geschlossenen Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe zu erhalten. 
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5.1 Kritische Argumente zu geschlossener Unterbringung 

 

Nachdem die intensivtherapeutische Wohngruppe in Lohne als Praxisbeispiel angeführt 

wurde, soll sich nachfolgend auf unterschiedliche kritische Argumente bezüglich der ge-

schlossenen Unterbringung im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe bezogen werden. 

 

5.1.1 Hoops, Sabrina, Kindler, Heinz, Permien, Hanna: Argumente gegen geschlossene Un-

terbringung anhand eines Forschungsprojekts 

 

Folgende Aussagen basieren auf der empirischen internationalen Forschungsübersicht sowie 

dem Projekt: „Freiheitsentziehende Maßnahmen im Rahmen von Kinder- und Jugendhilfe, Psy-

chiatrie und Justiz“. Dieses Projekt wurde im Zeitraum von 2003-2007 vom Deutschen Jugend-

institut geleitet. Dieses Projekt wurde monetär durch neun Bundesländer, das Deutsche Jugend-

institut sowie durch den Bund unterstützt. Gegenstand dieses Projektes sind die Indikationen 

für die geschlossene Unterbringung, die rechtlichen Voraussetzungen sowie deren Umsetzung. 

Ein weiterer Forschungsschwerpunkt ist eine Follow-Up-Studie mit sechsunddreißig Jugendli-

chen, die von Freiheitsentzug betroffen sind sowie deren Betreuenden (vgl. Hoops, Kindler, 

Permien 2007, S.40).  

Es werden unterschiedliche nachteilige Aspekte von geschlossener Unterbringung im Rahmen 

der Kinder- und Jugendhilfe postuliert. Zum einen zählt hierzu der Machtmissbrauch des Fach-

personals gegenüber den Klienten in den geschlossenen Einrichtungen. Die pädagogischen 

Fachkräfte haben aufgrund des zum Teil vorkommenden normwidrigen Verhaltens seitens der 

jungen Klienten die Aufgabe zu entscheiden, ob ein körperliches Eingreifen notwendig ist. In 

Deutschland gibt es hingegen nach aktuellem Kenntnisstand der Forschung wenig Anlass dafür, 

machtmissbrauchendes Verhalten seitens des Fachpersonals in geschlossenen Einrichtungen 

der Kinder- und Jugendhilfe anzunehmen. Die jungen Menschen, die in geschlossenen Einrich-

tungen untergebracht sind, berichteten im Rahmen des obig beschriebenen Projekts kein ge-

walttätiges Verhalten der Fachkräfte. Allerdings gaben sie an, dass einige Betreuern ein unver-

hältnismäßig strenges Verhalten zeigten, wodurch sich einige der jungen Klienten ungerecht 

behandelt fühlten. Auch die Studie von Stadler untermauert die Tatsache von keinem gewalttä-

tigen Verhalten durch das Fachpersonal, indem die befragten jungen, weiblichen Personen mit 

Erfahrung im geschlossenen Unterbringungssetting ausschließlich von schikanierendem Ver-

halten der Fachkräfte berichteten, nicht aber von sexuellen oder körperlichen Übergriffen (vgl. 
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Hoops, Kindler, Permien 2007, S.44). Der Aspekt, dass Machtmissbrauch jedoch auch auf ver-

baler Ebene stattfinden kann, wird im Artikel von Hoops, Kindler und Permien nicht berück-

sichtigt.  

Machtmissbrauch charakterisiert eine Position, mit der Personen in Machtpositionen auf andere 

Personen Macht ausüben mit dem Ziel der anderen Person einen Schaden zuzufügen. Dieser 

Schaden kann in Form von Schikane, Benachteiligung oder auch durch das bewusste Herbei-

führen von eigenen Vorteilen stattfinden (vgl. Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2023, 

S.2). Unter Berücksichtigung dieser Definition wird erkennbar, dass auch schikanierendes Ver-

halten eine Form von Machtmissbrauch darstellt. 

Ein weiterer negativer Befund von geschlossener Unterbringung im Rahmen dieses Projektes 

sind von Gewalt geprägte Übergriffe zwischen den Kindern und Jugendlichen, die geschlossen 

untergebracht sind. Diese Übergriffe verliefen sowohl auf sexueller, als auch auf verbaler oder 

körperlicher Ebene. Die jungen Menschen beschrieben, dass diese Ausschreitungen häufig dazu 

dienten, einen bestimmten Status innerhalb der Gruppe zu erlangen. Es gibt jedoch auch Fälle, 

in denen einzelne Kinder und Jugendliche immer wieder als Opfer tituliert werden und diese 

Zuschreibung schließlich in ihr Selbstkonzept integrieren. Die Bemühung seitens der Fach-

kräfte diese Übergriffe zu verhindern ist zwar gegeben, dennoch kommen sie im Setting ge-

schlossener Einrichtungen vor (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007, S.44; ind. zit. n. Permien 

im Druck S.17). Andere internationale und nationale Studien kamen zu ähnlichen Ergebnissen, 

weshalb davon ausgegangen werden muss, dass es sich hierbei nicht um Einzelfälle handelt. 

Aus diesem Grund ist es unerlässlich zu eruieren, welche Folgeschäden die Kinder und Jugend-

lichen von diesen Übergriffen untereinander davontragen. Bislang lassen sich diesbezüglich 

jedoch kaum empirische Befunde vorfinden. Es lässt sich jedoch vermuten, dass diese Über-

griffe, die zwischen den jungen Menschen im Rahmen der geschlossenen Unterbringung statt-

gefunden haben, nachhaltige negative Folgen auslösen (vgl. c u. Ledley 2005). 

Des Weiteren lässt sich festhalten, dass die geschlossene Unterbringung von Kindern und Ju-

gendlichen Lernprozesse der jungen Bewohner nachteilig beeinflussen kann (vgl. Hoops, Kind-

ler, Permien 2007, S.45; ind. zit. n. Dishon et al 1996, S. 373-390). Diese Annahme wird auch 

durch unterschiedliche Studien bekräftigt. In diesen wird deutlich, dass die jungen Klienten 

durch den Zusammenschluss mit anderen Klienten in Gruppen in ihren antisozialen Verhaltens-

weisen bestärkt werden, da zwischen den einzelnen Klienten eine wechselseitige Beeinflussung 

stattfindet (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007, S.45; ind. zit. n. Dodge et al 2006). Auch, wenn 

die geschlossenen Einrichtungen es anstreben, diese antisozialen Verhaltensweisen- und Dis-

positionen durch prosoziale Verhaltensweisen zu ersetzen, gelingen diese Bestrebungen häufig 
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nur oberflächlich. Die jungen Klienten orientieren sich vielmehr an der Peer-Group als an den 

ausgebildeten Fachkräften. Resultierend daraus können bereits während des Aufenthalts in ge-

schlossenen Einrichtungen ungünstige Lernprozesse hervorgerufen werden, die sich nach der 

Zeit in geschlossenen Einrichtungen verfestigen. Aufgrund dessen gibt es auch die Anregung, 

die Kinder und Jugendliche, die im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe geschlossen unterge-

bracht werden sollen, nicht in Gruppen zusammenzufügen, sondern beispielsweise auf das Kon-

zept der multisystemischen Therapie zurückzugreifen (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007, 

S.45). 

Dabei handelt es sich um eine therapeutische Maßnahme, welche in allen Lebensbereichen der 

Kinder und Jugendlichen zeitgleich ansetzt. Es wird sich dabei der lösungs- und verhaltensori-

entierten Therapie bedient. Zielgruppe dieser therapeutischen Maßnahme sind Kinder und Ju-

gendliche mit gravierenden dissozialen Verhaltensweisen (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007, 

S.45; ind. zit. n. Henggeler et. al 1998). Die multisystemische Therapie ist zwar eine auf-

wendige Form der Therapie, jedoch hat sich in Studien gezeigt, dass sie auch Jugendliche mit 

schwerwiegenden Verhaltensauffälligkeiten und mehrfachen Straftaten erreiche (vgl. Hoops, 

Kindler, Permien 2007 S.45; ind. zit. n. Curtis et. al 2004, S.411-419). Positive Effekte dieser 

Therapieform, die in einem Untersuchungszeitraum von über zehn Jahren erfolgten, waren un-

ter anderem die Verbesserung von schulischen Leistungen, die Reduzierung von Straftaten oder 

die Optimierung von familiären Beziehungen (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007 S.45 ind. zit. 

n. Schaeffer und Borduin 2005, S.445-453). 

In Deutschland gibt es bisher keine empirischen Untersuchungen zur Entwicklung nachteiliger 

Lernprozesse von Kindern und Jugendlichen in einer geschlossenen Einrichtung. Dies sei laut 

den Autoren Hoops, Kindler und Permien aber substanziell, damit sichergestellt werden kann, 

dass geschlossene Unterbringungen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe tatsächlich eine 

Hilfemaßnahme darstellt. Es kann jedoch angemerkt werden, dass geschlossene Einrichtungen 

aufgrund möglicher nicht beabsichtigter negativer Auswirkungen auf die jungen Klienten als 

gewagte Hilfemaßnahme betitelt werden können (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007, S.45). 

Ein weiterer Kritikpunkt an geschlossener Unterbringung von jungen Klienten im Rahmen der 

Kinder- und Jugendhilfe stellt das strikte Regelwerk geschlossener Einrichtungen während des 

Aufenthalts in Einrichtungen mit Freiheitsentzug dar (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007 S.44). 

In Deutschland lassen sich bisher kaum empirische Studien zu den Auswirkungen der strikten 

Regeln innerhalb der geschlossenen Einrichtungen anführen. Allerdings konnte im Rahmen des 

Projekts des Deutschen Jugendinstituts erörtert werden, dass einige der Regeln innerhalb ge-

schlossener Einrichtungen von den Jugendlichen als das unerwünschte Verhalten befeuernd 
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beschrieben werden. Hierzu zählt beispielsweise die anfängliche Kontaktsperre der jungen 

Menschen zu ihren Bezugspersonen außerhalb der Einrichtung sowie das vorübergehende Ein-

gesperrt sein in den sogenannten Timeout-Räumen. Diese Regeln weisen für die jungen Men-

schen eher einen sanktionierenden, als einen unterstützenden Charakter auf. Die jungen Klien-

ten, die im Rahmen des Projekts befragt wurden, beschrieben ein zunehmendes autoaggressi-

ves, fremdaggressives aber auch verstärkt depressives Verhalten. Außerdem benennen sie die 

Zunahme von Ängsten und die Ausbildung oder Zuspitzung von essgestörtem Verhalten. Diese 

Empfindungen ordnen die jungen Klienten den resoluten Regeln in den Einrichtungen mit frei-

heitsentziehenden Maßnahmen zu. Die Autoren Hoops, Kindler und Permien sehen hier eine 

Notwendigkeit für empirische Untersuchungen, die diese Gegebenheiten beleuchten. Darüber 

hinaus wird es von ihnen als sinnvoll erachtet, Untersuchungen durchzuführen, die das Ziel 

verfolgen, sinnstiftende Möglichkeiten für bessere Entwicklungschancen für die jungen Men-

schen zu schaffen (vgl. Hoops, Kindler, Permien 2007, S.45). 

 

5.1.2 Thomas Thill: Geschlossene Unterbringung ausschließlich bei akuter Lebensgefahr 

 

Es lassen sich weitere kritische Meinungen zu dem Thema der geschlossenen Unterbringung 

im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe anführen. So ist der Diplom-Sozialpädagoge Thomas 

Thill, welcher in der Jugendgerichtshilfe in Bayern tätig ist, der Ansicht, dass freiheitsentzie-

hende Maßnahmen nur dann durchgesetzt werden dürfen, „wenn eine konkrete Gefahr für Leib 

und Leben gegeben ist“ (Thill 2005, S.441). Er sieht sowohl im BGB, als auch im SGB VIII 

keine rechtliche Rechtfertigungsrundlage für eine geschlossene Unterbringung. Die einzige 

Ausnahme hierfür sei eine akute Lebensgefahr. Darüber hinaus betont Thill, dass die geschlos-

sene Unterbringung von Kindern und Jugendlichen keine geeignete Maßnahme sei, da hierbei 

vielmehr der Aspekt der Strafe, als der Aspekt der Hilfe fokussiert werde (vgl. Thill 2005, 

S441). Die Gründe für die hohe Delinquenz dieser Zielgruppe an jungen Menschen sieht er in 

den vergangenen Erfahrungen in der Familie begründet. Häufig haben diese Kinder und Ju-

gendlichen traumatisierende Erfahrungen innerhalb der Familie gemacht, sodass sie sich jegli-

chem emotionalen Kontakt entziehen und mit Aggressivität versuchen ihr Leben zu bewältigen. 

Herkömmliche pädagogische Mittel sind für diese Zielgruppe häufig nicht ausreichend, wes-

halb die Jugendhilfe mit ihrem Instrumentarium an Hilfen nicht selten an ihre Grenzen stößt. 

Thill sieht es hingegen als Aufgabe der Jugendhilfe an, sich dieser Herausforderung zu stellen 

und den jungen Menschen im Rahmen von professioneller Begleitung durch qualifizierte Fach-

kräfte eine Perspektive zu ebnen (vgl. Thill 2005, S.440). 
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Um auch Kinder und Jugendliche, die in vielen Fällen schwer traumatisiert sind, zu erreichen, 

sieht der Autor die Notwendigkeit seitens der Fachkräfte, Angebote für gelingende Beziehun-

gen zu schaffen. Um dies realisieren zu können, postuliert Thill die Unabdingbarkeit von qua-

lifizierten Aus- und Fortbildungen der pädagogischen Fachkräfte. Im Rahmen von Supervision 

oder Beratung soll das Fachpersonal verstehen, warum die betroffenen jungen Menschen keine 

stabilen Beziehungen eingehen können und erlernen, wie stabile Beziehungen entwickelt und 

gestärkt werden können. Des Weiteren ist er der Ansicht, dass der Persönlichkeit der Fachkräfte 

mehr Bedeutung beigemessen werden und die Auswahl dieser differenzierter vorgenommen 

werden sollte. Ein besonderes Anliegen des Autors ist die Präventionsarbeit. Er plädiert für 

mehr monetäre Mittel durch die Politik, um alternative, geeignetere Konzepte für diese Ziel-

gruppe von jungen Menschen entwickeln zu können. Dazu zählt für ihn auch die Erziehungs-

fähigkeit der Sorgeberechtigten zu stärken sowie die Gewährleitung stabiler Rahmenbedingun-

gen für eine professionelle Begleitung der Kinder und Jugendlichen (vgl.Thill 2005, S 440 f.).  

Hoops und Permien berichten aus ihrem Forschungsprojekt, dass es bei der geschlossenen Un-

terbringung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe nicht selten 

zu Verfahrensfehlern komme. Kinder und Jugendliche werden demnach geschlossenen unter-

gebracht, obwohl Gutachten und gerichtliche Anhörungen der jungen Menschen noch nicht 

abgeschlossen sind. Anhörungstermine sowie psychiatrische und psychotherapeutische Gut-

achten finden häufig erst dann statt, wenn die jungen Menschen bereits geschlossen unterge-

bracht sind. Das Risiko, die jungen Klienten erneut in eine andere Einrichtung zu verlegen, ist 

den Richtern und Gutachtern häufig zu hoch, da die Sorge über ungünstige Auswirkungen die-

ser Verlegung zu gravierend sein könnte. Darüber hinaus ist der Druck, eine geeignete, alterna-

tive Einrichtung zu finden, relativ hoch, da die Plätze begrenzt sind (vgl Hoops und Permien 

2005, S.47).  

Es lassen sich jedoch auch Beispiele anführen, in denen die geschlossene Unterbringung nach 

korrekter rechtlicher Maßgabe erfolgt. Die jungen Menschen werden in diesem Fall nur vo-

rübergehend geschlossen untergebracht. Diese Unterbringung erfolgt in einer Kinder- und Ju-

gendpsychiatrie, damit dort ein umfassendes Gutachten erstellt werden kann, welches erkenn-

bar werden lassen soll, welche Maßnahmen geeignet sind. Im Rahmen dieses Vorgangs können 

sich folglich auch andere Maßnahmen als geeigneter herauskristallisieren. Ein weiterer Verfah-

rensfehler, welchen Hoops und Permien benennen, ist die Dauer der geschlossenen Unterbrin-

gung. Diese sollte in keinem Fall länger als zwölf Monate andauern. In der Praxis hat sich 

hingegen gezeigt, dass dieser Zeitraum häufig ausgedehnt wird. Es liegen diesbezüglich Nach-

weise vor, die aufzeigen, dass es Erstbeschlüsse im Umfang von eineinhalb Jahren hin bis zu 



 

31 
 

zwei Jahren gibt. Ein konkretes Beispiel hierfür ist das eines Mädchens, welches sich vor der 

geschlossenen Unterbringung allen Hilfen entzogen und ein ausgeprägtes eigengefährdetes 

Verhalten gezeigt haben soll. Dieses Mädchen wurde auf richterlichen Erstbeschluss für zwei 

Jahre in eine geschlossene Unterbringung eingewiesen (vgl Hoops und Permien 2005, S.47).  

Die notwendige Anhörung der jungen Menschen, die, wie im ersten Teil dieser Arbeit bereits 

erläutert wurde und auch juristisch festgelegt ist, erfolgt ebenso nicht immer einwandfrei. Aus 

vierzehn Akten konnte entnommen werden, dass die jungen Klienten vor der Unterbringung in 

einer geschlossenen Einrichtung vom Gericht angehört wurden oder zumindest an dem Tag, an 

dem die Unterbringung begonnen hat. In den restlichen Fällen erfolgte die richterliche Anhö-

rung erst nach Beginn der geschlossenen Unterbringung. Die jungen Menschen haben sich wäh-

rend der Anhörung größtenteils nicht einverstanden mit der Entscheidung gezeigt. In Einzelfäl-

len haben sie die Entscheidungen der Richter bejaht, jedoch nur, weil sie zuvor negative Erfah-

rungen im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie gemacht haben. So gab ein Jugendlicher 

an, dass er lieber in eine geschlossene Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe gehen möchte, 

als in eine Klinik, da er diese vielen Arzneimittel einnehmen musste, die ihn träge gemacht 

haben. Der häufig kommunizierte Widerstand der jungen Klienten bezüglich der geschlossenen 

Unterbringung in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe wird vielseits als Indiz dafür ge-

nommen, dass die jungen Menschen keine Einsichtsfähigkeit besitzen würden (vgl Hoops und 

Permien 2005, S.47).  

Einen weiteren Kritikpunkt, den Hoops und Permien anführen, ist die Fehlerhaftigkeit bei der 

Bestellung eines Verfahrensbeistands. Dieser ist bei einem solchen Unterbringungsverfahren 

substanziell. In der Realität findet dieser essentielle Akt jedoch häufig keine Berücksichtigung 

(vgl Hoops und Permien 2005, S.47). Dies zeigen unterschiedliche Studien (vgl Hoops und 

Permien 2005, S.47 f. ind. zit. n. Paetzold und Lachmann 2000; Rüth 2003). So konnten Hoops 

und Permien im Rahmen ihres Projekts herausarbeiten, dass drei Kindern unter vierzehn Jahren 

und einem Jugendlichen kein Verfahrensbeistand zur Seite gestellt wurde. Auch die Ausfüh-

rungen der Verfahrensbeistände können kritisch beäugt werden. Die Verfahrensbeistände ma-

ßen dem Willen der Kinder und Jugendlichen keine große Bedeutung bei. Sie befürworteten 

die geschlossene Unterbringung oftmals auch dann, wenn sich die jungen Menschen strikt ge-

gen eine Unterbringung mit freiheitsentziehenden Maßnahmen aussprachen. Es gab auch Fälle, 

in denen die Verfahrensbeistände den jungen Menschen illusionierten, dass die geschlossene 

Unterbringung bald zu Ende sei, obwohl sie wussten, dass dies nicht so sein würde. Dies führte 

nicht selten zu Irritationen seitens der Kinder und Jugendlichen (vgl Hoops und Permien 2005, 

S.47 f).  
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Auch bezüglich der Gutachten, welche durch geschulte Kinder- und Jugendpsychiatern oder 

Psychotherapeuten durchgeführt werden, lassen sich Mängel finden. Das Gutachten soll bereits 

vor dem richterlichen Beschluss vorliegen. Im Rahmen des Projekts von freiheitsentziehenden 

Maßnahmen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe wurde jedoch festgestellt, dass zwölf von 

zweiundzwanzig Gutachten erst nach dem Beschluss zur geschlossenen Unterbringung vorla-

gen. Acht der Kinder und Jugendlichen, die geschlossen untergebracht worden sind, wurden 

vor dieser Unterbringung professionell untersucht. Zu den anderen zwei Gutachten lässt sich 

sagen, dass es nach Aktenlage so aussah, als gäbe es zu diesen beiden Fällen keine psychiatri-

schen oder psychotherapeutischen Gutachten. Sofern die Begutachtung erst im Rahmen der 

Unterbringung durchgeführt wurde, erfolgte diese in den meisten Fällen in den ersten zwei Mo-

naten. Außerdem konnte konstatiert werden, dass der Umfang der Gutachten unterschiedlich 

ausfiel. Dieser reichte von zwei Seiten pro Gutachten, bis hin zu zweiundsechzig Seiten. Die 

Empfehlungen bezüglich der Dauer der geschlossenen Unterbringung von den betreffenden 

Kindern und Jugendlichen wurde von den Kinder- und Jugendpsychiatern und Psychotherapeu-

ten unterschiedlich bewertet. Es wurden Zeitspannen von sechs bis achtzehn Monaten befür-

wortet. Hinzuzufügen ist, dass nur in zehn Fällen eine Empfehlung bezüglich der Dauer der 

Unterbringung ausgesprochen wurde. In weiteren vier Fällen konnte nicht sicher festgestellt 

werden, ob es Aussagen zu der Dauer der Unterbringung gab, da die Gutachten nur in zitierter 

Schriftweise vorlagen (vgl. Hoops und Permien 2005, S.48). 

 

5.1.3 Christiane Blömeke: Geschlossene Unterbringung in der Feuerbergstraße in Hamburg 

 

Ein weiteres Negativbeispiel für die geschlossene Unterbringung im Rahmen der Kinder- und 

Jugendhilfe stellt das frühere, geschlossene Heim in der Feuerbergstraße in Hamburg dar. Auch, 

wenn die geschlossene Einrichtung in der Feuerbergstraße nicht mehr existiert, lassen sich 

hierzu einige Kritikpunkte anführen, die auch im Allgemeinen zum Themenfeld der geschlos-

senen Unterbringung Bezug nehmen, die im Folgenden dargelegt werden sollen. So hat sich 

gezeigt, dass die Gewaltbereitschaft der jungen Menschen während des Aufenthalts in dem ge-

schlossenen Heim in Hamburg zugenommen hat (vgl. Blömeke 2006, S.64). Dies lässt sich auf 

die Beengtheit der Räumlichkeiten in dieser geschlossenen Einrichtung zurückführen. Im Zeit-

raum von 2002-2005 lassen sich insgesamt hundert Fälle nachweisen, in denen es gewalttätiges 

Verhalten seitens der jungen Bewohnern gegen das Fachpersonal oder andere Klienten in der 

Einrichtung gab. Des Weiteren konnten mehrere Suizidandrohungen, aber auch suizidale Ver-

suche verzeichnet werden (vgl. Blömeke 2006, S.65).  
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Das Ziel, eine stabile und vertrauensvolle Beziehung zu den jungen Klienten aufzubauen, ist in 

der Feuerbergstraße in Hamburg ebenfalls missglückt. Die Fluktuation bezüglich der Fach-

kräfte in der Einrichtung erweist sich mit 40% als hoch. Insgesamt sollen zweiundzwanzig der-

Bewerbern ihre Bewerbung vor dem Unterzeichnen des Vertrags revidiert haben. Ein Bewerber 

soll erzählt haben, dass er das Gefühl gehabt habe, es werde ein Schließer für die Einrichtung 

gesucht, nicht eine pädagogische Fachkraft. Darüber hinaus soll die Arbeitsfähigkeit der Mit-

arbeitenden durch die hohe Belastung massiv eingeschränkt gewesen sein. Sechsunddreißig der 

Mitarbeitenden hatten im Zeitraum von zwei Jahren insgesamt 2270 Fehltage zu verzeichnen. 

Insgesamt konnte eine Überforderung und Hilflosigkeit der Fachkräfte gegenüber den jungen 

Menschen konstatiert werden. Diese Tatsache verhinderte eine professionelle pädagogische Ar-

beit mit den Klienten (vgl. Blömeke 2006, S.65).  

Ebenfalls kritisiert die Autorin Blömeke den Einsatz eines Security-Dienstes in der geschlos-

senen Einrichtung. Als besonders zweifelhaft, äußert sich Blömeke zu dem Aufgabenfeld der 

Mitarbeitenden des Security-Dienstes. Die Mitarbeitenden sollen nicht ausschließlich Aufga-

ben ihres Zuständigkeitsbereichs wahrgenommen haben, sondern auch die des pädagogischen 

Fachpersonals. Hierzu lassen sich als Beispiele die Tagesreflexion mit den jungen Menschen 

oder die Vergabe von Psychopharmaka zählen. Ebenfalls war die lange Einzelüberwachung der 

jungen Menschen durch das Personal des Security-Dienstes zu kritisieren. Dabei handelte es 

sich in den meisten Fällen um Kinder und Jugendliche mit psychischen Krankheitsbildern. Blö-

meke bemängelt die unzutreffende Versorgung dieser jungen Menschen. Sie ist der Ansicht, 

dass diesen Menschen mit einer intensiven Betreuung durch qualifiziertes pädagogisches oder 

psychologisches Fachpersonal begegnet werden hätte müssen. Darüber hinaus konnte festge-

stellt werden, dass die jungen Klienten teilweise vom Personal des Security-Dienstes fixiert 

wurden, obwohl dies eine rechtswidrige Handlung darstellt. Auch nach der Offenlegung dieser 

Maßnahmen hat sich die Behörde für Soziales und Familie nicht gegen den damaligen Einsatz 

des Security-Dienstes ausgesprochen (vgl. Blömeke 2006, S.65). 

Auch auf struktureller Ebene lassen sich Herausforderungen anführen, die zum damaligen Zeit-

punkt eine qualifizierte pädagogische Arbeit verunmöglicht haben. Durch das Gefüge von lan-

deseigenem Träger und Fachbehörde kam es immer wieder zu Differenzen bezüglich der Auf-

nahmekriterien der jungen Menschen. So wurden immer wieder junge Menschen entgegen der 

pädagogischen und psychologischen Expertise in diese Einrichtung eingewiesen. Die Aussage 

der damaligen Sozialsenatorin Schnieber-Jastrams, nach der gegen die jungen delinquenten 

Menschen mit der erforderlichen Härte vorgegangen werden soll, verweist laut Blömeke auf 

ein eklatantes Fehlverhalten der Fachbehörde (vgl. Blömeke 2006, S.66).  
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Insgesamt bezeichnet die Autorin die geschlossene Einrichtung in der Feuerbergstraße als einen 

Versuch, die Kinder- und Jugenddelinquenz in Hamburg abzumildern, welcher im Endeffekt 

jedoch gescheitert ist. Dies zeigen auch die empirischen Daten, aus denen hervorgeht, dass die 

Hälfte der in der Feuerbergstraße untergebrachten Jugendlichen nach Entlassung wiederholt 

straffällig geworden sind. (vgl. Blömeke 2006, S.66). 

 

5.1.4 Charlotte Köttgen: Geschlossene Unterbringung und Ausgrenzung  

 

Auch Köttgen äußert sich kritisch zu der damaligen geschlossenen Einrichtung der Kinder- und 

Jugendhilfe in Hamburg. Sie ist der Auffassung, dass geschlossene Einrichtungen die Prob-

leme, die durch die Existenz von Einrichtungen mit geschlossenen Setting eliminiert werden 

sollen, erst entstehen lassen. Sie bezieht sich dabei auf Gutachten, welche die prekären Bedin-

gungen der geschlossenen Einrichtung untersucht haben (vgl. Bernzen 2005). Die Geschlos-

senheit in diesen Einrichtungen führe dazu, dass sich hierarchische Strukturen herausbilden 

würden, die von Gewalt geprägt seien. Darüber hinaus lassen sich dort auch Prostitution, sexu-

eller Missbrauch oder die Einnahme und der Handel von illegalen Drogen vorfinden (Köttgen 

2007, S 159).  

Kinder und Jugendliche, die im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe geschlossen unterge-

bracht werden, haben in der Regel selbst bereits viktimisierende Erfahrungen mit Gewalt und 

Missbrauch gemacht. Die Aufgabe der Jugendhilfe sei es, diese problematischen Strukturen, in 

denen sich die jungen Menschen bewegen, zu durchbrechen (vgl. Köttgen 2007, S. 159: ind zit. 

n. Köttgen 2002a). In einer geschlossenen Einrichtung hingegen werden die bisherigen proble-

matischen Strukturen verhärtet, sodass sich nach dem geschlossenen Aufenthalt häufig Grup-

pen von jungen Menschen formieren, deren Kohäsion auf der Grundlage der gemeinsamen Auf-

lehnung gegen die Mitarbeitenden in den geschlossenen Einrichtungen sowie ihren gemeinsa-

men Leiderfahrungen besteht. Köttgen betont die Nichtbeachtung der ursächlichen Faktoren 

von Jugenddelinquenz und dem stark normabweichendem Verhalten der jungen Menschen bei 

der Debatte um die geschlossene Unterbringung.  

Der Bericht des UN Sonderberichterstatters Villalobos im Jahr 2007 arbeitete heraus, dass Kin-

der und Jugendliche, die aus ärmeren Milieus stammen oder einen Migrationshintergrund ha-

ben, bereits früh weniger gute Bildungschancen haben, als andere Kinder und Jugendliche aus 

anderen Milieus oder ohne Migrationshintergrund. Besonders problematisiert wurde in dem 

Bericht, diese jungen Menschen an eine Sonder- oder Förderschule zu empfehlen. Es sei die 

Aufgabe des Sozialstaats mit seinen verschiedenen Hilfesystemen, diese jungen Menschen, die 
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häufig als delinquent oder gestört betitelt werden, in die Gesellschaft zu integrieren, indem sich 

die gesellschaftlichen Strukturen an die Lebensbedingungen dieser Kinder und Jugendlichen 

anpassen. Kinder und Jugendliche, die in ihrem sozialen Umfeld keinen Rückhalt finden kön-

nen, benötigen Ressourcen aus der Gesellschaft, um nicht in einer Perspektivlosigkeit zu ver-

harren. Köttgen betont, dass das Bildungs- und Hilfesystem die Ausgrenzungsmechanismen 

dieser jungen Menschen innerhalb der Gesellschaft nicht befeuern darf. Durch diese Ausgren-

zungserfahrungen der Kinder und Jugendlichen werden Aggressionen und Kränkungen verur-

sacht, die nicht folgenlos bleiben. In geschlossenen Einrichtungen wird dieses Verhalten, wel-

ches von Gewalt und Gewaltmissbrauch geprägt ist, fortgesetzt (vgl. Köttgen 2007, S.161: ind. 

zit. n. Hoops, Permien 2006). Nach Köttgen ist „die letzte Form der Ausgrenzung die Freiheits-

entziehung“ (Köttgen 2007, S.161). 

 

5.1.5 Permien: Missstände im Rahmen der geschlossenen Unterbringung 

 

Ebenfalls wird kritisch beäugt, dass im Rahmen von geschlossener Unterbringung die Kriterien 

der Kinder- und Jugendhilfe nicht berücksichtigt werde, die Verantwortung für die Nichtein-

haltung dieser Kriterien jedoch nicht auf struktureller Ebene gesucht, sondern mit der unzu-

reichenden Bereitschaft der Kinder und Jugendlichen gegenüber den Hilfemaßnahmen der Kin-

der- und Jugendhilfe erklärt wird. Somit wird kritisiert, dass die Kinder und Jugendlichen, die 

geschlossen untergebracht sind, ausschließlich Verfahrensrechte haben, allerdings nicht mehr 

das Recht auf Freiheit. Die Beachtung der Verfahrensrechte konnte jedoch auch nicht immer 

Berücksichtigung finden (vgl. Hoops/Permien 2006, S. 15). Darüber hinaus wird die Selbstbe-

stimmung der jungen Menschen durch das geschlossene Setting eingeschränkt. Sie haben häu-

fig nicht das Recht, an den Hilfemaßnahmen zu partizipieren, welches ihnen jedoch zusteht 

(vgl. Permien 2007, S172). 

Auch die Kooperation mit den Sorgeberechtigten und der Lebensweltbezug der jungen Men-

schen in geschlossenen Einrichtungen können nicht realisiert werden. Vielmehr entfremden 

sich die Kinder und Jugendlichen während des Aufenthalts in geschlossenen Einrichtungen von 

ihrem sozialen Umfeld. Darüber hinaus kritisiert Permien die repressiven Umstände des ge-

schlossenen Settings. Der Zwangskontext, der mit der Geschlossenheit einhergehe, stelle für 

die jungen Menschen eine große Belastung dar. Die geforderte Freiwilligkeit, die in Fachkrei-

sen als substanziell für Erziehungsprozesse erachtet wird, scheint im Rahmen der geschlosse-

nen Unterbringung nicht gegeben. Ebenso werden Hilfemaßnahmen nicht individuell an die 
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Kinder und Jugendlichem angepasst, sondern es lässt sich ein universell geltendes Instrumen-

tarium an Regeln und Angeboten vorfinden. Die jungen Menschen sehen sich dazu verpflichtet, 

das vorgegebene Regelwerk der geschlossenen Einrichtung zu befolgen, da ihnen anderenfalls 

unangenehme Konsequenzen drohen. Des Weiteren kritisiert Permien, dass die Kinder und Ju-

gendlichen keine freie Wahl bezüglich ihrer Bezugsbetreuenden treffen können. Auch in die-

sem Fall wird der zwanghafte Charakter von geschlossenen Einrichtungen deutlich, da die jun-

gen Menschen sich weder ihre Bezugsbetreuenden, noch ihre Wohnmitglieder aussuchen kön-

nen (vgl. Permien 2007, S. 173). Freiheitsentziehende Maßnahmen sollten ausschließlich als 

letztes geeignetes Mittel zum Einsatz kommen. Allerdings raten Leitungspositionen in den ge-

schlossenen Heimen und einige Jugendämter dazu an, die geschlossene Unterbringung recht-

zeitig einzuleiten, damit sich die negativen Verhaltensweisen der Kinder und Jugendlichen 

nicht zu stark verfestigen und verhaltensmodifizierte Vorgehen noch ihre Wirkung zeigen kön-

nen (Permien 2007, S.174).  

 

5.1.6 Tilman Lutz: Stufenpläne und geschlossene Unterbringung 

 

Auch die sogenannten Stufenpläne, die in geschlossenen Einrichtungen der Jugendhilfe häufig 

zum Einsatz kommen, können rezensiert werden. Nach Lutz schränken Stufenmodelle die In-

dividualität von Klienten ein, da die Tagesabläufe durch unterschiedliche Aktivitäten präzise 

strukturiert sind. Willkürliche Regeln mit sanktionierenden Konsequenzen bei Nichtbeachtung 

dieser Regeln komplementieren die Stufenplanmodelle. Freiheiten und andere Privilegien sind 

nicht bedingungslos gegeben, sondern müssen von den jungen Klienten durch sozial erwünsch-

tes Verhalten erarbeitet werden. Um in eine höhere Stufe aufsteigen zu können, müssen die 

jungen Menschen die Erwartungen, die an sie gestellt werden, erfüllen. Bei inkorrektem Ver-

halten werden die Kinder und Jugendlichen zurückgestuft (vgl. Lutz 2020, S187).  

Damit diese Stufenpläne realisiert werden können, müssen alle Beteiligten den gegebenen Re-

gelkatalog befolgen. Die Regeln sind für alle Partizipierenden verbindlich. Lutz ist der Auffas-

sung, dass diese strengen Stufenpläne sowohl bei dem Fachpersonal als auch bei den jungen 

Klienten nachtteilige Konsequenzen erwirken. Nach Lutz wird die soziale und persönliche 

Identität der jungen Menschen in geschlossenen Einrichtungen, die mit diesen Stufenplanmo-

dellen arbeiten, degradiert. Die Fachkräfte haben aufgrund der streng vorgegebenen Regeln 

kaum Ermessensspielraum bei der Ausführung der Regeln. Diese Tatsache kollidiere mit dem 

professionellen Selbstbild der Fachkräfte (vgl. Lutz 2020 S.187; ind. zit. n. Lindenberg/Lutz 
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2018). Darüber hinaus kritisiert Lutz die Exklusion der jungen Menschen in geschlossenen Ein-

richtungen aus dem herkömmlichen Kinder- und Jugendhilfesystem. Mit diesem Ausschluss 

gehe der Verlust der Teilhabe an Bildung einher (vgl. Lutz 2020, 188¸ind. zit. n. Peters 2016, 

173).  

Die zuvor genannten rigiden Regelwerke und Sanktionierungsmaßnahmen werden laut Lutz 

mit dem pädagogischen Ziel der Integration dieser jungen Klienten legitimiert. Die im Rahmen 

der Kinder- und Jugendhilfe angestrebte Partizipation an der Gesellschaft stellt im Kontext der 

geschlossenen Unterbringung die Voraussetzung der Teilhabe an einem Sondersystem dar, in 

dem die Befolgung von Regeln unerlässlich ist. Lutz konstatiert in diesem Zusammenhang die 

Gebundenheit der Rechte der jungen Klienten an die Pflichten dieser Menschen. Die einzige 

Möglichkeit für die jungen Menschen in den geschlossenen Einrichtungen ihre Handlungsop-

tionen zu optimieren, indem sie in eine höhere Stufe aufsteigen, ist gekoppelt an die Eigenver-

antwortlichkeit für regelkonformes Verhaltens gemäß des Stufenplans (vgl. Lutz 2020, S.188 

f). 

  

5.1.7 Fabian Kessl: Forschungsprojekt der Universität Duisburg-Essen zur Umsetzung von 

Stufenplänen in der Praxis 

 

Im Rahmen eines Forschungsprojekts der Universität Duisburg-Essen, bei dem die Umsetzung 

von Stufenplänen forciert werden sollte, wurden im Zeitraum von 2011-2012 einige Fachkräfte 

sowie Leitungskräfte befragt. Mitarbeitende, die sich zu der fachlichen Arbeit in der Wohn-

gruppe äußerten, gaben an, dass die Attribute Einsatzbereitschaft, Zuverlässigkeit und Verläss-

lichkeit an die jungen Klienten weitergegeben werden sollen. Darüber hinaus wurde die Be-

deutsamkeit von verlässlichen, liebevollen Beziehungen, die für eine gesunde Entwicklung 

maßgebend sind, erwähnt. Die geschlossenen Wohngruppen haben laut den befragten Mitar-

beitenden die Aufgabe, den jungen Menschen diese Art von Beziehungen anzubieten. Diese 

Aussagen können auch empirisch bekräftigt werden, da eruiert werden konnte, dass Beziehun-

gen ausschlaggebend für das Gelingen von erzieherischen Hilfen im stationären Setting sind 

(vgl. Kessl 2020, S.195; ind. zit. n. Albus et. al 2010, S. 154 ff).  

Die pädagogische Arbeit in den geschlossenen Einrichtungen der Jugendhilfe forciert die Arbeit 

mit Stufen- und Verstärkerplänen. Diese sollen dazu verhelfen, unerwünschte Verhaltenswei-

sen der Kinder und Jugendlichen zu eliminieren und erwünschte Verhaltensweisen zu fördern. 

Durch direkte Konsequenzen, welche durch den Einsatz von individuellen Verstärkern erfol-

gen, soll eine Verhaltensänderung bei den jungen Menschen erwirkt werden. Im Rahmen des 
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Forschungsprojektes der Universität Duisburg-Essen werden diese Stufen- und Verstärkerpläne 

von einer Psychologin in der geschlossenen Wohngruppe erstellt (vgl. Kessl 2020, S.195).  

Die befragten Mitarbeitenden postulierten, dass die Stufen- und Verstärkerpläne als ein einheit-

licher Maßstab dienen, welcher es den pädagogischen Fachkräften erleichtert, eine strukturierte 

Haltung einzunehmen. Kessl gibt jedoch an, dass die akkurate Strukturierung dieser Pläne kaum 

Handlungsspielraum für die Individualität der jungen Klienten offenlasse. Ein flexibler, res-

sourcenorientierter Blick auf die Klienten sei durch die strikte Vorgabe von Regeln und Pflich-

ten nicht möglich. Die befragten Fachkräfte in der Wohngruppe im Rahmen des Forschungs-

projekts der Universität Duisburg-Essen gaben an, dass das strikte Regelwerk der Wohngruppe 

zum Kontrollinstrument geworden sei, da die interaktive Beziehungsarbeit mit den Kindern und 

Jugendlichen größtenteils auf der Verübung von Macht und Kontrolle basiere. Es handelt sich 

dabei um die Vermittlung von institutionellen Regeln, wo auf die Nichteinhaltung dieser Regeln 

mit sanktionierenden Maßnahmen reagiert wird (vgl. Kessl 2020, S197).  

 

5.1.8 Erfahrungswerte bezüglich geschlossener Unterbringung von Betroffenen 

 

Neben den kritischen Argumenten fachkundiger Personen aus dem Bereich der Sozialpädago-

gik/Sozialarbeit, sollen nun auch Erfahrungswerte hinsichtlich freiheitsentziehender Maßnah-

men von betroffenen jungen Menschen dargelegt werden. Hierzu hat der Kinder- und Jugend-

hilferechtsverein e.V. im Jahr 2019 dreizehn junge Menschen aus der Bundesrepublik Deutsch-

land zu ihren persönlichen Erfahrungen mit freiheitsentziehenden Maßnahmen und der Unter-

bringung in geschlossenen Einrichtungen befragt. Im Rahmen dieses Projekts werden sowohl 

Kinder und Jugendliche befragt, die Erfahrungen mit geschlossenen Einrichtungen der Kinder- 

und Jugendhilfe gemacht haben, als auch junge Menschen, die von freiheitsentziehenden Maß-

nahmen im Rahmen eines Aufenthalts in der Kinder- und Jugendpsychiatrie betroffen waren 

(vgl. Redmann 2020, S.323 f). Aufgrund dessen ist eine trennscharfe Differenzierung der Er-

fahrungen der Kinder und Jugendlichen hinsichtlich dieser beiden Einrichtungsformen im Fol-

genden nicht gegeben. 

Durch die Unterstützung der Organisation „Aktion Mensch“ konnten drei Workshops in drei 

verschiedenen deutschen Städten angeboten werden. Diese dienten dem Austausch der jungen 

betroffenen Menschen. Diese ausgetauschten Erfahrungswerte sollten in einer Broschüre doku-

mentiert werden mit dem Ziel, die Rechte der jungen betroffenen Menschen für alle Kinder und 

Jugendlichen, die in Kontakt mit freiheitsentziehenden Maßnahmen kommen, ersichtlich wer-

den zu lassen (vgl. Redmann 2020, S.323 f.). Zehn der befragten Personen waren während der 
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Teilnahme an den Workshops nicht mehr im Kontakt mit geschlossenen Einrichtungen oder 

freiheitsentziehenden Maßnahmen. Drei Kinder und Jugendliche waren hingegen zum Zeit-

punkt der Befragung noch geschlossen in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe unterge-

bracht. Es ließ sich herausarbeiten, dass die Motive für die Teilnahme an den Workshops einer-

seits in der Möglichkeit zum Austausch begründet waren. Andererseits gaben viele der jungen 

Menschen an, dass sie den Wunsch hätten, die Gegebenheiten in den geschlossenen Einrich-

tungen zu optimieren (vgl. Redmann 2020, S. 324). 

Im Rahmen der Befragung konnte konstatiert werden, dass einige der betroffenen jungen Men-

schen ihre Erfahrung in einer geschlossenen Einrichtung als entwürdigend und übergriffig 

wahrgenommen haben. Es hätten Fixierungen sowie zwanghafte Injektionen von Medikamen-

ten stattgefunden. Darüber hinaus berichteten einige der jungen Menschen, dass ihnen Sprech-

verbote auferlegt worden seien. 

Des Weiteren zeigte sich im Rahmen der Befragung, dass die meisten der befragten jungen 

Menschen mehrmals in Kontakt mit freiheitsentziehenden Maßnahmen gekommen waren so-

wie mehrfach geschlossen untergebracht worden ist. Die Dauer dieser Aufenthalte variierte 

zwischen zwei Wochen und fünfundzwanzig Monaten. Die Erfahrungen der Kinder und Ju-

gendlichen in den geschlossenen Einrichtungen sind geprägt von Fügsamkeit. Die jungen Men-

schen geben an, dass sie den Regeln des Fachpersonals und der Einrichtung devot folgen hätten 

müssen. Ebenso wurde deutlich, dass die Kinder und Jugendlichen bei gezeigtem gewünschtem 

Verhalten bevorzugt behandelt wurden. Außerdem merkt Redmann an, dass in allen Einrich-

tungen Instrumente oder Räume vorhanden sind, die den freiheitsentziehenden Maßnahmen 

dienlich sind. Dazu zählen beispielsweise die sogenannten Timeout-Räume, hohe Zäune oder 

aber auch Isolierräume. Außerdem beschreiben die jungen Menschen unterschiedliche frei-

heitsentziehende Maßnahmen. Diese reichen von Ausgangsbegrenzungen über zweistündiges 

Schweigen auf dem Zimmer bis hin zu Fixierungen. Nach hiesiger Rechtslage hätten diese 

Maßnahmen, die die Freiheit der jungen Menschen einschränken, familiengerichtlich geneh-

migt werden müssen. Die betroffenen Kinder und Jugendlichen geben jedoch an, dass sie nicht 

den Eindruck gehabt hätten, dass diese Maßnahmen im Vornherein vom Familiengericht ent-

schieden worden seien. Daraus resultierend lässt sich ein gesetzeswidriges Verhalten seitens 

der geschlossenen Einrichtungen ableiten (vgl. Redmann 2020 326). 

Die Einhaltung von Regeln und die Devotion, die damit einhergeht, beschreiben die jungen 

Menschen als zentrales Merkmal dieser Einrichtungen. Das Machtgefälle zwischen den Kin-

dern und Jugendlichen und dem Fachpersonal wird von den Betroffenen als disparat beschrie-

ben. Die Befolgung des Regelwerks der Einrichtungen wird von dem Fachpersonal bewertet 
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ohne die jungen Menschen an dieser Entscheidung partizipieren zu lassen. Redmann führt aus, 

dass Beleidigungen durch das Fachpersonal regelhaft vorkämen. Einige der befragten jungen 

Menschen gaben darüber hinaus an, dass es auch zu körperlicher Gewalt durch die Mitarbei-

tenden gekommen sei. Hierzu zähle z.B. das stundenlange Festhalten der betroffenen Personen 

auf dem Boden, das Entkleiden dieser sowie die Fixierung mit Handschellen. Dies habe bei den 

jungen Menschen zu Emotionen von Ohnmacht, Kontrollverlust sowie Frustration geführt. Ei-

nige der Befragten teilten im Rahmen dieses Projekts mit, dass sie negative Langzeitfolgen von 

diesen Ereignissen tragen würden. So gaben sie an, dass sie in bestimmten Situationen Ängste 

verspüren würden, das Zeitgefühlt verloren und nachteilige Effekte auf ihr eigenes Aggressi-

onsverhalten beobachtet hätten (vgl. Redmann 2020 326).  

Den Ratschlag, den die Befragten jenen jungen Menschen geben, die ebenfalls mit freiheitsent-

ziehenden Maßnahmen konfrontiert werden könnten, lautet, sich an die vorgegebenen Regeln 

zu halten, da in diesem Fall die Befürchtung vor Sanktionen nicht allzu groß erscheint. Jedoch 

geben viele der jungen Menschen an, dass machtmissbrauchendes Verhalten durch das Fach-

personal auch durch erwünschtes Verhalten nicht ausgeschlossen sei. Ebenso raten die Kinder 

und Jugendlichen den Betroffenen an, eine Vertrauensperson in der Einrichtung zu finden (vgl. 

Redmann 2020 327). 

Die fünfzehn jungen Menschen, die an den Workshops teilgenommen und Erfahrungen mit 

geschlossener Unterbringung gemacht haben, haben einen Brief an jene Fachkräfte verfasst, die 

in geschlossenen Einrichtungen der Jugendhilfe oder in einer geschlossenen Psychiatrie arbei-

ten. Einige dieser Forderungen sollen nachfolgend aufgezeigt werden. Die Jugendlichen for-

dern weniger überwachende Strukturen, mehr Privatsphäre sowie die Negierung von Macht-

missbrauch. Zudem appellieren die jungen Menschen für mehr Transparenz bezüglich der Me-

dikamentenvergabe und den allgemeinen Handlungen des Fachpersonals gegenüber den Klien-

ten. Insgesamt postulieren die Verfasser dieses Briefes für mehr Menschlichkeit in geschlosse-

nen Einrichtungen. Der Brief wurde im Jahr 2019 verfasst (vgl. Kinder- und Jugendhilferechts-

verein 2020 33f.). 

 

5.2 Befürwortende Argumente für die geschlossene Unterbringung von Kindern und Jugendli-

chen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe 

 

Nachdem sich auf unterschiedliche Sichtweisen der Kritiker konzentriert wurde, sollen nach-

folgend Argumente von Befürwortern der geschlossenen dargelegt werden.  
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5.2.1 Hanna Permien: Positive Erfahrungsberichte aus der Praxis  

 

Neben den oben genannten Argumenten gegen geschlossene Unterbringung hat Hanna Permien 

innerhalb ihrer Studie ebenfalls positive Aspekte darstellen können. So konnte die Forschungs-

studie vom Deutschen Jugendinstitut herausstellen, dass mehr als vier Fünftel der jungen Men-

schen bezüglich der freiheitsentziehenden Maßnahmen positiv bilanzierten.  Sie gaben an, dass 

sie in der Zeit der geschlossenen Unterbringung viel lernen konnten. Dieser Lernerfolg impli-

ziert vor allem das Erlernen von lebenspraktischem Wissen (vgl. Permien 2010; S. 61; ind. zit. 

n. WHO 1994 S.19-39), wobei insbesondere das soziale Lernen im Fokus steht, da die Jugend-

lichen angaben, dass sie vor allem Lernfortschritte im Umgang mit anderen Menschen gemacht 

hätten (vgl. Permien 2010, S. 62). Darüber hinaus beschrieben einige der jungen Menschen, 

dass sie durch die Zeit in einer geschlossenen Einrichtung der Jugendhilfe die Beziehung zu 

den Eltern optimieren konnten. Es konnte jedoch eruiert werden, dass es sich dabei vor allem 

um jene Eltern handelt, die auch während der Zeit der geschlossenen Unterbringung als stabile 

Bezugspersonen für ihre Kinder fungierten (Permien 2010, S62).  

Des Weiteren konnte Permien in der Studie herausarbeiten, dass viele der Jugendlichen positiv 

hervorhoben, dass sie durch die freiheitsentziehenden Maßnahmen weniger dazu bereit wären, 

gewaltsam zu agieren. Ebenso seien sie sich sicher, dass sich ihre Bereitschaft zur Delinquenz 

verringert habe und sie nach der Zeit in einer geschlossenen Einrichtung einen gesünderen Um-

gang mit Alkohol und Drogen hätten. Ebenso akzentuierten viele der jungen Menschen ihren 

schulischen Erfolg im Rahmen der geschlossenen Unterbringung. So gab eine der Befragten 

an, dass sie ihren Hauptschulabschluss an einer Normschule außerhalb des geschlossenen Set-

tings nicht geschafft hätte (Permien 2010, S. 62 f.). 

Laut Permien würden sowohl die jungen Menschen, die in geschlossenen Einrichtungen unter-

gebracht werden, als auch die Mitarbeitenden dieser Einrichtungen die Geschlossenheit als si-

cher bewerten, da die Möglichkeit von Flucht schwer bis gar nicht möglich sei. Zudem bewer-

ten zwei der befragten Betroffenen, dass sie die Beziehung zu ihren Bezugsbetreuenden ge-

schätzt hätten. Darüber hinaus gab einer der Befragten an, dass er die exklusiven Gespräche mit 

der zuständigen psychologischen Fachkraft in der Einrichtung geschätzt habe. Diese hätten ihm 

auch in Bezug auf konkrete Verhaltensveränderungen geholfen. Ebenfalls konnte Permien her-

ausarbeiten, dass die Mehrheit der betroffenen jungen Menschen, die befragt wurden, den 

Zwangskontext nach einer gewissen Zeit nicht mehr als Zwang wahrnahmen, sondern sich fa-

kultativ auf die Maßnahme einlassen konnten (Permien 2009 S.181 f.). 
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5.2.2 Geschlossene Unterbringung als wirkungsvolles Mittel gegen Straffälligkeit  

 

Befürworter der geschlossenen Unterbringung sehen diese Form der Unterbringung als uner-

lässlich an, da es Kinder und Jugendhilfe gebe, die auf anderem Wege nicht zu erreichen bzw. 

nicht zu therapieren seien, da diese sich aus anderen Hilfemaßnahmen immer wieder entziehen 

würden (vgl. IGfH 1980, S.4). Die Geschlossenheit bildet folglich die Voraussetzung, „[die] 

die pädagogischen Prozesse überhaupt erst wieder ermöglicht“ (Ahrbeck/Stadler 2000, S.23), 

da „man nur denjenigen, den man auch hat erziehen kann“ (AFET 1979, S.7; zit. n. Sülzle- 

Temme 2007, S.52). Ebenfalls akzentuieren die befürwortenden Stimmen die Notwendigkeit, 

die Gesellschaft vor straffälligen jungen Menschen zu schützen (vgl. Winkler 2006, S. 50). 

Auch die Politik sowie die Justiz sprechen sich immer wieder dafür aus, dass der strafrechtliche 

Umgang von minderjährigen Personen ausgeweitet werden soll. Auf Grundlage dieser Tatsache 

wird des Öfteren debattiert, ob die geschlossene Unterbringung als Alternative zur Untersu-

chungshaft geeignet sei (vgl. IGfH 2013, S.50). Auch der elfte Kinder- und Jugendbericht 

spricht sich für die geschlossene Unterbringung für einen kleinen Teil von jungen Menschen 

für einen gewissen Zeitraum aus. Diese Personengruppe sei jedoch stark begrenzt (BMFSFJ 

2002, S. 240). Auch die Autoren Rüth et. al argumentieren für die geschlossene Unterbringung 

für einen Teil der jungen Menschen, da diese teils massive dissoziale Verhaltensauffälligkeiten 

aufweisen und freiheitsentziehende Maßnahmen als letztes geeignetes Mittel greifen würden 

(Rüth et al 2006, S. 10). 

 

Die Argumente für die geschlossene Unterbringung von Kindern und Jugendlichen können auf 

die Psychoanalyse zurückgeführt werden. Die Psychoanalyse ist eine humanwissenschaftliche 

Disziplin, welche von Siegmund Freud, einem Wiener Mediziner, begründet wurde. Das Au-

genmerk dieser Disziplin liegt auf dem Unbewussten, denn laut der Psychoanalyse ist dieses 

maßgeblich an der Wahrnehmung und Interpretation von Reizen aus der Umwelt beteiligt. Des 

Weiteren entscheidet das Unbewusste den Umgang eines Individuums mit sich selbst und seiner 

sozialen Umwelt in erheblichem Maße. Die Psychoanalyse versucht das Erleben und das Ver-

halten von Menschen zu verstehen. Dabei forciert sich die Psychoanalyse auf das Verstehen 

von unbewussten Bedeutungen. Dazu können also auch Träume oder Wahnvorstellungen zäh-

len (vgl. Behnsen 2014). 
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Die Psychoanalyse geht davon aus, dass unterbewusste negative Gedanken oder Gefühle, wie 

zum Beispiel Schuldgefühle verantwortlich für psychische Erkrankungen sind. In diesen Situ-

ationen, in denen Menschen von unterbewussten Emotionen oder Gedanken beeinflusst wer-

den, sind die Menschen laut der Psychoanalyse nicht selbstbestimmt. Die Psychoanalyse ver-

sucht diese internalisierte und hemmende Fremdsteuerung aufzulösen, um die Selbstbestimmt-

heit eines Menschen wiederherzustellen (vgl. Deutsche Psychoanalytische Vereinigung e.V. 

o.J.). 

Ein Hauptbestandteil der Psychoanalyse stellt das sogenannte Strukturmodell dar. Dieses im-

pliziert die drei verschiedenen seelischen Instanzen eines Menschen. Hierzu lassen sich das 

Über-Ich, das Ich und das Es zählen. Das Ich fungiert als Vermittlungsinstanz zwischen innerer 

und äußerer Umwelt bzw. der Realität. Es ist laut der Psychoanalyse für die Anpassungs- und 

Abwehrmechanismen eines Menschen zuständig. Das Es kann auch als das Unterbewusste be-

titelt werden. Zu diesem lassen sich Affekte und Triebe eines Menschen zählen. Ebenso lassen 

sich verdrängte Erfahrungen, Emotionen und Gedanken zu dem Strukturmerkmal Es zuordnen. 

Das Über-Ich symbolisiert die Moralität eines Menschen. Dort lassen sich Wert- und Moral-

vorstellungen eines Menschen finden. Diese Wert- und Moralvorstellungen werden im Laufe 

der Entwicklung eines Menschen gesammelt. Das Über-Ich kann auch als Gewissensinstanz 

beschrieben werden. Somit kann das Ich auf der einen Seite als Unterstützung fungieren, ande-

rerseits lässt es sich auch als innerer Kritiker oder Richter beschreiben (Behnsen 2014).  

Laut Ahrbeck lassen sich die obig aufgeführten Instanzen aus dem Strukturmodell der Psycho-

analyse durch das Merkmal der Geschlossenheit positiv verändern. Er ist der Ansicht, dass die 

Instanzen Ich, Über-Ich und Es bei Personen, die geschlossen untergebracht werden, so stark 

belastet sind, dass die Jugendlichen infolgedessen deviante oder dissoziale Verhaltensweisen 

aufzeigen (vgl. Ahrbeck 2008). Winkler konstatiert, dass die jungen Menschen, die geschlossen 

untergebracht werden, die Instanz des Über-Ichs nicht entwickeln konnten, da sie in ihrer Le-

benslaufbahn keine geordneten Strukturen erfahren haben, die die Ausbildung der Instanz des 

Über-Ichs ermöglichen (vgl. Winkler 2006, S. 254). Die Befürworter der geschlossenen Unter-

bringung führen die Chance an, dass Jugendliche durch das geschlossene Setting vor abträgli-

chen Einflüssen der sozialen Umwelt außerhalb der Einrichtung geschützt werden (vgl.Ahrbeck 

2004, S. 81).  

 

6. Die Erlebnispädagogik bzw. Individualpädagogik als mögliche Alternative zur geschlosse-

nen Unterbringung 

 



 

44 
 

Im letzten Teil dieser Arbeit sollen mögliche Alternativen zur geschlossenen Unterbringung 

aufgezeigt werden. Eine mögliche Alternative stellt die Erlebnis- bzw. Individualpädagogik 

dar. 

 

6.1 Darstellung des Begriffs der Erlebnispädagogik 

 

Um den Begriff der Erlebnispädagogik zu veranschaulichen, wird sich in dieser Arbeit auf die 

Definition von Heckmair und Michl bezogen. Diese definieren den Begriff der Erlebnispäda-

gogik folgendermaßen:  

 

„Erlebnispädagogik ist eine handlungsorientierte Methode und will durch exemplarische Lernprozesse, in denen 

junge Menschen vor physische, psychische und soziale Herausforderungen gestellt werden, diese in ihrer Persön-

lichkeitsentwicklung fördern und sie dazu befähigen, ihre Lebenswelt verantwortlich zu gestalten.“ (Heckmair, 

B.; Michl, W. 2004, S.102) 

 

Die Erlebnispädagogik fungiert häufig als letzte Möglichkeit im Umgang mit jungen Men-

schen, die herausforderndes, wie beispielsweise straffälliges oder gewalttätiges Verhalten zei-

gen. Sie greift dann, wenn andere pädagogische Maßnahmen nicht mehr wirksam sind. Die 

Erlebnispädagogik soll Kinder und Jugendliche dabei unterstützen, substanzielle Erfahrungen, 

die in der bisherigen Entwicklung der jungen Menschen nicht oder nicht ausreichend stattge-

funden haben, nachzuholen oder auszubauen. 

Im Rahmen der geschlossenen Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe oder aber auch in 

der Straffälligenhilfe haben sich erlebnispädagogische Projekte, wie z.B. das Segeln etabliert. 

Die Ursache hierfür liegt einerseits in den klar vorgegebenen Aufgaben und Bedingungen be-

gründet. Andererseits können die Aufgaben, die beim Segeln erfüllt werden sollen, direkt in die 

Tat umgesetzt werden und sind somit überprüfbar. Durch diese Erfüllung von Aufgaben erleben 

die jungen Menschen ein Gefühl von Selbstwirksamkeit, welches sie positiv bestärkt. Durch 

die klare Aufgabenverteilung können Machtkonflikte zwischen den jungen Menschen verrin-

gert werden (vgl. Heiden, 2008, S.74f).  

Dadurch, dass die jungen Menschen mit den Betreuenden räumlich an einen Ort gebunden sind 

und viel Zeit mit ihnen verbringen, besteht die Chance des Beziehungsaufbaus. Durch die räum-

liche Gebundenheit haben die jungen Menschen die Möglichkeit, Rücksichtnahme und eine 

angemessene Konfliktbewältigung zu erlernen. Ebenfalls können Auseinandersetzungen mit 
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Naturerlebnissen als Grenzerfahrungen betitelt werden, welche den jungen Menschen dazu ver-

helfen, konsolidierte Verhaltensweisen zu reflektieren und aufzubrechen (vgl. Klawe 2014, 

S.1). 

 

6.2 Ziele der Erlebnispädagogik 

 

Bezogen auf das Segelprojekt sollen die Kinder und Jugendlichen prosoziales Handeln erlernen 

sowie die Integration in eine kleinere Gruppe erfahren. Darüber hinaus sollen die jungen Men-

schen Eigenschaften wie Eigenverantwortung erlernen. Dazu zählt auch die autonome und 

selbstständige Versorgung. Zudem soll die Motivation der teilnehmenden Minderjährigen an 

dem Segelprojekt gefördert werden. Die Gewaltigkeit des Meeres soll den Kindern dabei hel-

fen, ihr Leben umzustrukturieren sowie selbstwirksam zu gestalten (vgl. Klawe, Bräuer 2011, 

S 17ff).  

 

6.3 Zielgruppe der Erlebnispädagogik 

 

Die Kinder und Jugendlichen, die an erlebnispädagogischen Maßnahmen, wie z.B. dem Segeln, 

teilnehmen, weisen zumeist massive Bindungsproblematiken auf. Sie haben ein geringes 

Selbstbewusstsein und Schwierigkeiten, Vertrauen aufzubauen. Sie weisen häufig aggressives 

Verhalten auf. Ebenfalls liegt bei den jungen betroffenen Menschen des Öfteren eine Selbst- 

oder Fremdgefährdung vor. Darüber hinaus lassen sich die Betroffenen häufig einem risikohaf-

ten Milieu, zuordnen. Hierzu lässt sich beispielsweise die Drogen- oder Prostituiertenszene zäh-

len. Die jungen Menschen erleben eine Perspektivlosigkeit, mit der eine fehlende Selbstwirk-

samkeit inhärent ist (vgl. Klawe, Bräuer 2011, S.43). 

 

6.4 Entwicklung von Erlebnispädagogik zur Individualpädagogik 

 

Mit der Zeit konnte jedoch eine Entwicklung von der Erlebnispädagogik hin zur Individualpä-

dagogik konstituiert werden. Bei der Individualpädagogik handelt es sich um einen pädagogi-

schen Ansatz, welcher auf das Individuum hin ausgerichtet ist. Die Individualpädagogik forciert 

die Einzigartigkeit eines jeden Menschen und passt sich flexibel an die Bedarfe und Bedürfnisse 

eines jeden Menschen an (vgl. Bundesverband Individual- und Erlebnispädagogik e.V. 2023, 

S. 1 f). Darüber hinaus arbeitet die Individualpädagogik bindungsorientiert und versucht immer 
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eine Bindung zwischen Betreuer und Klient aufzubauen (vgl. Klawe 2010). Dadurch, dass je-

weils ein Betreuer für einen Klienten zuständig ist, kann dieser Bindungsaufbau gelingen (vgl. 

Bundesverband Individual- und Erlebnispädagogik e.V. 2023, S.4). Ebenso orientieren sich in-

dividualpädagogische Maßnahmen an den Ressourcen der jungen Menschen sowie an ihrem 

sozialen Umfeld. Im Regelfall ist ein (sozial)pädagogischer Mitarbeitender für ein Kind oder 

einen Jugendlichen zuständig. In der Individualpädagogik haben die jungen Menschen zudem 

die Möglichkeit, ihre eigenen Interessen und Wünsche in den Hilfeverlauf einzubringen (vgl. 

Klawe 2014, S.6 f.). 

Die Individualpädagogik unterscheidet sich insofern von der Erlebnispädagogik, als dass der 

Umgang mit Grenzen anders gestaltet wird. In der Erlebnispädagogik soll das Selbstwertgefühl 

der Kinder und Jugendlichen durch persönliche Grenzerfahrungen gestärkt werden. Bei der In-

dividualpädagogik hingegen wird weniger der Selbstwertaufbau durch Grenzerfahrungen fo-

kussiert, sondern eher die Stärkung des Selbstwertgefühls im Rahmen von stabilisierenden Be-

ziehungen (vgl. Klawe 2014, S. 7 f; ind. zit. n. Lorenz 2008, S.4).   
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7. Fazit 

 

Das Ziel dieser Arbeit war es, die geschlossene Unterbringung im Rahmen der Kinder- und 

Jugendhilfe zu beleuchten. Darüber hinaus sollten verschiedene Sichtweisen und Argumente 

herausgearbeitet werden, um einen möglichst umfangreichen Überblick über das Themenfeld 

der geschlossenen Unterbringung im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe zu erlangen. Um 

sich nicht ausschließlich auf theoretische Inhalte zu beziehen, sondern auch einen Bezug zur 

Praxis herstellen zu können, wurde sich in der vorliegenden Arbeit ebenfalls mit einer geschlos-

senen Jugendhilfeeinrichtung befasst.  

Abschließend lässt sich festhalten, dass es auch in der Gegenwart geschlossene Jugendhilfeein-

richtungen in Deutschland gibt. Die geschlossene intensivtherapeutische Wohngruppe in Lohne 

beispielsweise wird bundesweit von unterschiedlichen Jugendämtern belegt. Es konnte in die-

ser Arbeit aufgezeigt werden, dass auch heutige geschlossene Jugendhilfeeinrichtungen mit 

Freiheitsentzug arbeiten. Durch Stufenpläne, eine Mauer und das Verbot alleiniger Ausgänge 

der jungen Menschen, kann zumindest von einem temporären Entzug der Freiheit gesprochen 

werden. Diese Freiheit wird entgegen gesetzlicher Bestimmungen aus unterschiedlichen Ge-

setzbüchern nicht geschützt. Zwar darf die Freiheit eines Menschen vorübergehend einge-

schränkt werden, jedoch ausschließlich dann, wenn eine akute Eigen- oder Fremdgefährdung 

vorliegt. Wie sich gezeigt hat, ist diese Gefährdung jedoch Definitionssache. Auch die Ge-

schichte der geschlossenen Unterbringung verweist auf missbräuchliche Strukturen, die von 

Machtmissbrauch, Zwang und Gehorsam geprägt waren. 

Ebenso konnte in der Arbeit herausgearbeitet werden, dass es mehr Kritik und Bedenken zu 

geschlossenen Jugendhilfeeinrichtungen gibt, als befürwortende Argumente. Zwar werden ge-

schlossene Jugendhilfeeinrichtungen von Befürwortern als letztes geeignetes Mittel angesehen, 

die Mehrzahl der Argumente stützen sich jedoch auf menschenunwürdige und zwanghafte 

Maßnahmen. 

Resümierend lässt sich sagen, dass die Sichtweisen auf geschlossene Unterbringung im Rah-

men der Kinder- und Jugendhilfe zwar unterschiedlich sein können, die Freiheit der jungen 

Menschen jedoch zumindest für einen Zeitraum durch rigide Strukturen, fehlende Selbstbestim-

mung und Autonomie erheblich eingeschränkt ist. Aus der Perspektive der Befürworter wird 

den Kindern und Jugendlichen durch die Geschlossenheit ein Leben in Freiheit ermöglicht, die 

deutlich mehr vorhandenen kritischen Stimmen konstatieren jedoch einen gravierenden Eingriff 

in die Freiheit der jungen Menschen, die einer gesunden Entwicklung und somit auch einem 

Leben ohne Straffälligkeit entgegensteht. 
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